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I. Abhandlungen. 



Das Gesetz der Gerechtigkeit als Grundlage für die Bestimmung 
der Rechte des Individuums. 



Von Franz Vorländer, Professor in Marburg. 



Dass die Gerechtigkeit herrschen solle in den menschlichen 
Handlungen und Gesetzen, das bestreitet wohl Niemand, aber — 
was ist Gerechtigkeit? So fragen jetzt Manche in ähnlichem 
Sinne, wie einst Pilatus: was ist Wahrheit? Die Rechtsphilosophie 
der neueren Zeit von Hugo Grotius bis jetzt ist die Antwort auf 
diese Frage nicht schuldig geblieben. Aber ihre Antworten findet 
man in der neuesten Zeit nicht nur ungenügend, sondern auch 
willkürlich -subjectiv, gottlos, revolutionär. Wären diese Be- 
schuldigungen gegründet, so würde jeder Versuch, eine rein 
wissenschaftliche philosophische Antwort auf jene Frage zu geben, 
ähnlichen Beschuldigungen ausgesetzt sein. Da ich dieselben 
historisch bereits in einem grösseren Werke 'J widerlegt habe, 
so seien mir hier, im Hinblick auf die Resultate dieser Darstel- 
lung, nur einige Bemerkungen gestattet, um den etwaigen Vor- 
urteilen des Lesers entgegenzutreten. 

Die naturrechtlichen oder rechtsphilosophischen Lehren der 
neueren Zeit sollen die sittlichen Bande der Autorität und des 



1) Geschichte der philosophischen Moral, Rechts- und Staatslehre der 
Engländer und Franzosen. Marburg, 1855. 

1* 



4 Das Gesetz der Gerechtigkeit als Grundlage 

Gehorsams zwischen Obrigkeit und Unterthan aufgelöst haben. 
Dieser Behauptung zufolge müsste man annehmen, dass die neuen 
Lehren das Princip der oberherrlichen fürstlichen Autorität über- 
haupt bekämpft halten. Aber die Geschichte legt auf's klarste 
dar, dass dies nicht geschehen ist. Der Kampf der Lehren war 
nur gerichtet gegen die absolute Willkür und Gewalt, gegen 
dasjenige sogenannte göttliche Recht, welches die Individuen oder 
das Volk als durchaus rechtlos der willkürlichen Autorität und 
Gnade des Herrschers unterwarf. Wenn nun dagegen die neuen 
naturgesetzlichen Theorieen auch die höchste Staatsgewalt an das 
Gesetz der Gerechtigkeit gebunden wissen wollten, so lag in 
dieser Forderung, welche in England bereits theilweise realisirt 
war, allerdings die Negation jener unbedingten blinden patri- 
archalischen Autorität, welche die Unmündigen ganz dem Willen 
der Mündigen unterwirft, aber keineswegs die der auf das Gesetz 
und die sittliche That gestützten Autorität. Selbst die Auflösung 
jenes ersteren Aulorilälsprincipes ging sicherlich nicht vorzugs- 
weise von den neuen Lehren ans; sie wurde durch den Lauf 
der weltgeschichtlichen Entwicklung des sittlichen und politischen 
Lebens mit Notwendigkeit hervorgerufen. Nachdem auf dem 
kirchlich-religiösen Gebiete das Princip der absoluten Autorität 
und Bevormundung bereits seinen Halt verloren halle, wie hätte 
es auf dem politischen feststehen können ! Das Individuum, welches 
zum Selbstbewusslsein seiner Stellung zu Gott und der sittlichen 
Welt sich erhob, konnte unmöglich jetzt noch blind und gedanken- 
los der irdischen absoluten Autorität eines einzelnen Individuums 
sich unterwerfen wollen. Auch war diese Autorität schon lange 
vorher, ehe die neuen Lehren sich gegen dieselbe wendeten, 
factisch gebrochen durch den fortwährenden Kampf der weltlichen 
Macht mit der geistlichen und durch die von der letzteren auf- 
gestellten Ansichten, wozu auch die von der Souveränität des 
Volks gehören. Die neuen Lehren können also unmöglich das, 
dessen man sie beschuldigt, gelhan haben; sie konnten nicht 
zerstören, was gar nicht vorhanden war, eine auf jenes Autori- 
tälsprincip gegründete gesunde politische Ordnung. Wie hätte 
auch „die graue Theorie" etwas Gesundes, Lebenskräftiges zer- 
stören können! Wo ein gesetzmäßiges Staats- und Rechtslebcn 
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existirte, wie in England, da haben die Tbeorieen demselben 
keinen Schaden bereitet. 

Aber lehrten denn nicht die neuen Theorieen ihrem Princip 
nach Ungehorsam gegen die höchste Staatsgewalt? Setzten sie 
nicht an die Stelle der Freiheit die Willkür des Subjects, indem 
sie das Recht auf natürliche Triebe gründeten ? Auch diese Be- 
hauptung wird von jeder kritischen Geschichte der Theorieen in 
Rücksicht auf die englischen, holländischen, deutschen, also die 
germanischen Lehren als durchaus unwahr nachgewiesen; einige 
Wahrheit hat sie nur für die französischen Ansichten, sowohl 
für mehrere der socialistischen Systeme, als für jene Zusammen- 
stellung der allgemeinen Menschenrechte berüchtigten Andenkens, 
welche der Constitution von 1791 zu Grunde gelegt wurde. Beide 
aber gehören gar nicht der Geschichte der Rechtsphilosophie an, 
da sie die natürlichen Rechte, ohne alle wissenschaftliche Be- 
gründung, in höchst vager Weise auf die Bedürfnisse zurück- 
führen. Nun giebt es Nichts, was sich willkürlicher deuten lasst, 
als der Begriff eines Bedürfnisses; und gewiss ist es höchst 
verderblich, wenn Begriffe der natürlichen Rechte, auf solche 
unbestimmte Vorstellungen von Bedürfnissen gestützt, in die 
Volksbildung eindringen und hier Gefühle, Wünsche, Forderungen 
erzeugen , welche der Natur der Sache nach niemals Befriedigung 
finden können und desshalb den Sinn der Massen zu einer Re 
volution geneigt machen. Dass diese Entartung der naturrecht- 
lichen Lehren, der schnöde Missbrauch, der mit denselben getrieben 
worden ist, einen weitverbreiteten Abscheu aller Wohlgesinnten 
gegen sie hervorrief, dass dieser bei Vielen leider auch auf die 
naturgesetzlichen Lehren der Engländer, welche Wenigen genauer 
bekannt sind, sich übertrug, das ist begreiflich; unbegreiflich 
aber und auf keine Weise zu entschuldigen ist das Verfahren 
derer, welche auch in der wissenschaftlichen Kritik eine ähnliche 
Ueberlragung sich erlauben, indem sie gegen alle rechlsphilo- 
sophischen Theorieen der neueren Zeit die Beschuldigung einer 
subjectiv-willkürlichen revolutionären Tendenz erheben. 

Sehen wir indess vom Historischen ab und fragen: müssen 
wir den grossen Gedanken einer rationalen und ethischen Be- 
gründung des Rechts für halllos und verderblich halten, weil er 
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bisher noch nicht genügend ausgeführt worden ist, weil man in 
Zeiten der Anarchie die Begriffe des natürlichen Rechts miss- 
brauchte? Einer solchen Annahme widerspricht zunächst der 
unabweisbare Gedanke, dass was sitllichen und vernünftigen 
Principien gemäss ist, unmöglich der göttlichen Ordnung wider- 
sprechen und zum Verderben führen kann. Die Lehre vom 
natürlichen Recht ist der Ausdruck jener Forderung, dass Ge- 
rechtigkeit in der Welt herrschen solle; ihr Hauptinhalt sind die 
zum Bewusstsein gekommenen gegenseitigen Rechtspflichlen und 
Rechte zwischen Staatsgewalt und Volk. Dass diese bestimmt 
zum Bewusstsein gebracht werden, war und ist durchaus not- 
wendig in einer Bildungs-Periode der Völker, wo die sogenannte 
naturwüchsige Bildung des Rechts längst beseitigt ist und alles 
Ueberlieferte der Prüfung unterworfen wird. Die Lehre vom 
natürlichen Recht selbst darf also wohl ein natürliches Recht in 
Anspruch nehmen und auch ein historisches, da sie bereits 
einige Jahrhunderte hindurch existirt und fast von allen den 
bedeutendsten Denkern der neueren Zeit mit fortschreitendem 
Erfolge ausgebildet worden ist. Ist es denkbar, dass diese Lehren, 
welche aus dem sittlichen Gefühl und Rechtsbewusslsein der 
germanischen Nationen hervorgegangen und ihrerseits immer 
tiefer in das nationale Leben eingedrungen sind , aufgegeben oder 
durch irgend welche Künste beseitigt werden können? Was die 
vermeintlichen revolutionären Wirkungen derselben betrifft, so 
bestätigt die wahrhafte Geschichte keineswegs die Besorgnisse 
vor denselben; sie giebt vielmehr uns Deutschen sehr ernste 
Lehren in ganz anderem Sinne. In England nämlich sehen wir 
durch eine glückliche naturgemässe Entwicklung der nationalen 
Institutionen das Gefühl und die Begriffe der natürlichen Rechte 
in der Nation , mit wenigen Ausnahmen , so maassvoll ausgebildet 
und geleitet , dass sie schon seit Jahrhunderten die fortschreiten- 
den Reformen förderten und den Staat vor revolutionären Ex- 
cessen bewahrten. In Frankreich dagegen, wo die centrale 
Staatsgewalt eine naturgemässe nationale Constitution des politi- 
schen Lebens nicht aufkommen liess und das Gefühl der natürlichen 
Rechte im Volk lange Zeit hindurch unterdrückte, treten sie zu- 
letzt im Gegensatz gegen die unnatürlichen verderbten Zustände 
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des Staats und der Gesellschaft, in unwissenschaftlichen, vagen, 
extremen Formen hervor , so dass sie mittelbar zur Herbeiführung; 
der Revolution beigetragen haben mögen. Können Lehren der 
Geschichte deutlicher sein , um zu beweisen , dass es nicht das 
Ignoriren, Verdächtigen, Unterdrücken der natürlichen Rechte 
und Rechtslheorieen ist, was den Staat gegen Revolutionen sichert, 
dass die normale und wissenschaftliche Kultur desselben weit eher 
diesen Erfolg hat! 

Muss nun aber andererseits zugegeben werden , dass unbe- 
stimmte einseilige Begriffe der natürlichen Rechte einen verderb- 
lichen Einfluss ausüben können, so weiset uns dieses, wie alles 
Uebrige darauf hin , dass wir diese Begriffe näher auf ihre sittlich- 
natürliche Quelle zurückführen und hierdurch genauer bestimmen 
sollen. Ehe wir indess hierzu übergehen, haben wir noch einige 
Einwendungen, die man gegen dasselbe erhebt, zu berücksichtigen. 

Alle Begriffe natürlicher Rechte, hat man behauptet, stehen 
im Widerspruch mit dem positiven Recht, welches allein ein 
wirkliches pflicblmässig anzuerkennendes Recht ist. Wir geben 
das letztere unbedingt zu; es giebt kein natürliches Recht in 
demselben Sinne , wie positive Rechte. Der Begriff der natür- 
lichen Rechte wird aufgestellt als ein allgemeines Princip, eine 
gewisse Norm für die Gesetzgebung; er macht zunächst nur auf 
theoretische, nicht auf practische Anerkennung Anspruch und 
will durch die erstere auf die positive Rechtsbestimmung ein- 
wirken. Als ein theoretisches Princip aber steht das natürliche 
Recht keineswegs nolhwendig in einem feindlichen Gegensatz zum 
positiven Rechte. Denn schwerlich wird es einen Gesetzgeber 
geben , der nicht die von ihm festgestellten positiven Rechte als 
entsprechend den natürlichen, d. h. der sittlichen Natur des 
Menschen und der Gesellschaft ansähe! Wer möchte auch be- 
streiten , dass dies stets und überall von einem grossen Theil 
der positiven Gesetzgebung gilt , weil sie sonst gar nicht bestehen 
könnte! Die Forderung also, dass dieselbe immer mehr und 
möglichst mit dem natürlichen Recht übereinstimme, enthält nichts, 
was der Tendenz der positiven Gesetzgebung widerspricht. 

Aber liegt denn nicht ein Widerspruch darin, dass das In- 
dividuum eine Rechtsordnung als eine heilige unbedingt zu 
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respectirende ansehen soll , welche es anderseits durch die For- 
derungen natürlicher Rechte seiner subjeetiven Vernunft oder 
dem vernünftigen Willen des Volks unterwirft? Einen solchen 
findet Ahrens, der in der Verwerfung der Rechtsphilosophie 
der neuern Zeit noch weiter geht, als Stahl. Er beschuldigt 
sie, eine blos ä'usserliche subjeetive Richtung verfolgt und „fast 
immer Willkür mit Freiheit gleichgesetzt zu haben" (!) und lehrt 
dagegen im Wesentlichen Folgendes (Jurist. Enzyklopädie 1855. 
S. 50. 54 ff.): „Das Recht ist zuvörderst ein objeelives Princip, 
eine den Lebensverhältnissen selbst einwohnende Norm und Ord- 
nung, welche vom menschlichen Willen nicht geschaffen und 
von ihm unabhängig ist. Diese soll sich regeln nach der von 
Gott gegründeten Ordnung der sich gegenseitig bedingenden 
Lebensverhältnisse. — Das Recht," heisst es am Schluss dieser 
Erörterung, „entspringt daher nicht aus dem Willen oder der 
Freiheit, sondern es besteht als höhere Norm für den Willen." — 
Jedermann wird diesen Behauptungen beistimmen, insofern da- 
durch im Rechtsbegriff, das Moment der subjeetiven Willkür aus- 
geschlossen wird; allein das geschieht auch auf das bestimmteste 
in der Hegcl'schen Rechtsphilosophie, gegen welche vorzugsweise 
diese Erklärung gerichtet ist. Der Mangel der Hegel'schen Rechts- 
philosophie liegt sicherlich nicht darin, dass sie das von Ahrens 
bezeichnete objeetive Moment im RechtsbegrifF nicht anerkannt 
hat, sondern in der mangelhaften abstracten dialektischen De- 
duetion desselben aus dem vernünftigen Willen. Wenn nun aber 
Ahrens das Entspringen der Rechtsnorm aus dem vernünftigen 
Willen läugnet, weil sie für denselben bestehe, so liegt hier 
ein offenbares Missverständniss nicht nur der Hegel'schen, sondern 
jeder speculativen Auffassung des Rechts zu Grunde. Ahrens 
scheint einen Widerspruch zwischen jenem Entspringen und diesem 
Bestehen anzunehmen; ein solcher ist jedoch nur dann vorhanden, 
wenn der vernünftige Wille, aus welchem das Recht entspringen 
soll , als subjeetive Willkür aufgefasst wird , wie dies von Rous- 
seau geschieht. Nichts aber steht dem Satze entgegen, dass 
eben dieselben Rechts-Instilutionen, welche aus dem vernünftigen 
oder sittlichen Willen des Volks, z. B. in England, im Lauf der 
Jahrhunderte hervorgegangen sind , als eine objeetive Rechtsnorm 
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für denselben bestehen. Ferner steht ein solcher Ursprung des 
Rechts nicht damit im Widerspruch, dass es als eine den Lebens- 
verhältnissen selbst einwohnende Norm erfasst wird, denn einer- 
seits strebt der vernünftige Volkswille die Rechtsnorm stets nach 
den vorhandenen socialen Lebensverhältnissen zu bestimmen und 
andererseits geht das, was als eine solche bestimmt worden ist, 
immer von Neuem in die Lebensverhältnisse über. Wenn aber 
A h r e n s , um das objeetive Moment im Rechtsbegriff gegen das 
subjeetive hervorzuheben, lehrt, das Recht ist eine vom mensch- 
lichen Willen unabhängige objeetive Norm der Lebensverhältnisse, 
so ist diese Definition offenbar zu weit, denn es giebt viele den 
Lebensverhältnissen einwohnende objeetive Normen , welche nicht 
Rechtsnormen werden; sie werden letztere nur dann, wenn sie 
durch den vernünftigen Willen des Volks oder der diesen Volks- 
willen vertretenden Staatsgewalt ausdrücklich als allgemeine und 
notwendige Normen (Gesetze) anerkannt worden sind. Auch 
steht die Bestimmung, welche das Entspringen der Rechtsnorm 
aus dem vernünftigen Willen ausschliesst, in offenbarem Wider- 
spruch mit den anderweitigen Erklärungen von Ahrens selbst. 
Das was Recht ist und sein soll, lehrt er, werde zuvörderst 
durch umsichtige Erforschung der Lebensverhältnisse bestimmt; 
weiterhin wird zugegeben, dass auch wohl eine förmliche Willens- 
erklärung nöthig sei: da haben wir ja die beiden Bestandteile 
des vernünftigen Willens. Ahrens selbst definirl vorher das 
Recht als „ das Ganze der zur Vollfühiung der vernünftigen 
Lebenszwecke durch die menschliche Willenslhäligkeit herzu- 
stellenden Bedingnisse. " Nun dächtea wir aber doch, dass das, 
was durch den Willen hergestellt werden soll, zuvor durch den 
Willen bestimmt werden muss. Diese Bestimmung kann endlich 
auch durch die Anerkennung der Rechtsnorm als einer göttlichen 
nicht aufgehoben werden. Wenn Gott nicht durch eine unmittel- 
bare Offenbarung die Rechtsnormen festgestellt hat — was bisher 
in unserer Zeit noch wohl nicht behauptet worden ist — so muss 
es doch wohl durch die menschliche Vernunft und den vernünf- 
tigen Willen geschehen. Wer dem menschlichen Geiste diese 
Berechtigung abspricht, der müsste doch vor allen Dingen an- 
geben, an welche rechtbestimmende Potenz er dieselbe abtreten 
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sollte. Denn diejenigen, welche bisher in letzter Instanz die 
positive Rechtsordnung festgestellt haben , diese , mochten es nun 
Fürsten, Staalsmänner, Juristen oder christliche Rechtsphilosophen 
sein — haben es doch auch vermöge ihrer Vernunft und ihres 
vernünftigen Willens gelhan. Wollte man aber einwenden (was 
von Ahrens nicht behauptet wird), dass es der Slaalsklugheit 
oder der Jurisprudenz , nicht aber der Philosophie zukomme, ein 
höchstes Rechtsprincip festzustellen , so ist zu bemerken , dass 
die Philosophie durch die Feststellung ethisch -natürlicher Prin- 
cipien der Gesetzgebung keineswegs sich «nmaasst , diese letztere 
in der Bestimmung des Einzelnen durchweg leiten zu wollen oder 
gar einen Rechtscodex aufzustellen; nur das will sie bewirken, 
dass diejenigen bekannten Leute, welche nach Baco's Ausdruck 
gewöhnlich tanquam e vineulis sermocinantur, die socialen Rechts- 
verhältnisse mit freiem durch die sittliche Betrachtung geschärftem 
Blick auffassen und in der Bestimmung der positiven Rechte den 
Gesichtspunkt der Gerechtigkeit festhallen. — So bereitwillig wir 
nun mit Ahrens anerkennen, dass die Vernunft und der ver- 
nünftige Wille an dem, was an sich Recht ist und als solches 
unverbrüchlich gelten soll , nichts zu ändern vermögen , so können 
wir darin keinen Grund sehen, die Bestimmung der Rechte für 
unabhängig vom vernünftigen Willen zu erklären. An allen sitt- 
lichen Willensbestimmungen kann die subjeetive Willkür nichts 
ändern; siegelten gerade darum unbedingt für den Willen, weil 
sie ganz aus seinem innersten Wesen hervorgegangen sind ')• 

1) Ähren s geht in seiner unspeculativen Perhorrescenz des vernünftigen 
Willens so weit, dass er wunderlicherweise Savigny in Rücksicht auf den 
RechtsbegrifT zu einem Schüler Kant 's und Rousseau's macht, weil er 
lehrt, dass das Recht sein Dasein im gemeinsamen Volksgeiste , im Gesammt- 
willen habe. Dies zeige, meint Ahrens (S. 54 Anm.) „welche Herrschaft 
die Rousseau'sche volonte generale auch bei denen ausübt, welche die Con- 
sequenzen im öffentlichen Rechte wenigstens nicht zugeben." Schwerlich 
wird das Eigentumsrecht der Entdeckung des bezeichneten Einflusses auf 
Savigny's Rechtsbegriff ihrem Urheber von Jemand bestritten werden. Dem 
Ref. aber sei es erlaubt, sein Bedauern darüber auszusprechen, dass ein 
Schriftsteller, der anerkannte Verdienste um die analytische Entwicklung der 
Rechtsbegriffe besitzt, durch wohlgemeinte Intentionen, wie es scheint, in 
solche speculative Missgriffe und Widersprüche sich verfangt und zu einer 
solchen wegwerfenden Kritik der früheren Systeme sich verleiten lässt. 
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Die Schwächen der speculativen Rechtsphilosophie von Kant 
bis Hegel sind von den Rechtsphilosophen der Gegenwart, 
Warnkönig, Wirth, Chalybäus, J. H. Fichte erkannt 
und Iheilvveise bereits berichtigt worden; sie haben nach ver- 
schiedenen Richtungen hin das ethische und das objective und 
historische Moment im Rechlsbegriff liiäher zur Gellung gebracht. 
Sie haben jedoch aus dem Begriff od6r Gesetz der Gerechtigkeit, 
welches sie aufstellen, entweder kein näheres Princip für die 
Bestimmung der Rechte entwickelt; oder das von ihnen aufge- 
stellte entbehrt noch der notwendigen Begränzung. Zum Beweise 
dieser Behauptung, welche übrigens den anderweitigen rechts- 
philosophischen Verdiensten dieser Männer nicht zu nahe treten 
soll, mag genügen ein Blick auf die Ansichten Warnkönig's 
und J. H. F ich te's über das höchste ethische Rechtsprincip, da 
diese in der Durchführung desselben am weilesten gegangen sind. 

Warnkönig schliesst sich in seiner klaren und gelehrten 
Exposition der Tdee der Gerechtigkeit den Alten an, vorzugs- 
weise der bekannten Definition : jmlitia est conslans et perpetua 
volunfas suvm cuique tribuendi. In der Erläuterung derselben 
(Rechtsphilosophie S. 208 ff.) hebt er von seinem anthropologi- 
schen Gesichtspunkt aus zunächst das subjectiv-sillliche Moment 
des gerechten Willens hervor. Das objective Moment der Ge- 
rechtigkeit bezeichnet er als das in den menschlichen Verhält- 
nissen geselzle und erkannte Nothwendige, als das, (Delinealio 
philosophiae juris §. 45) qtiod essentialibus socialivm inter 
homines relationum conditionibus prorsus conveniens est ideo- 
que alteti ab altero necessario praestandum. Dieses Wesent- 
liche und Nothwendige bestimmt Warnkönig noch genauer, 
indem er drei Gattungen desselben unterscheidet : 1) das physisch 
Nothwendige", welches in den Naturgesetzen enthalten ist; 2) das, 
was durch die vernünftige und sittliche Natur unveränderlich 
geboten ist: „die hierauf sich stützenden Principien bilden den 
edelsten Theil der Rechtswissenschaft, aber diese ist nicht aus- 
schliesslich darauf beschränkt"; 3) das politisch Nothwendige, 
aus welcher Quelle das positive Recht fliesst. Welche Stellung 
diese verschiedenen Gattungen des Notwendigen in der Be- 
stimmung der Rechte zu einander einnehmen sollen, hierüber 
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lehrt Warnkönig nichts Näheres; er lehnt entschieden eine 
nähere Deduction ab und will in letzter Instanz die Gesammt- 
übcrzeugung eines Volks als die nächste unmittelbar erzeugende 
Ursache jedes concreten , d. h. wirklich existirenden Rechts an- 
gesehen wissen. 

Gegen die Richtigkeit dieser Exposition möchte schwerlich 
etwas einzuwenden sein , aber wir vermissen in ihr eine nähere 
Bestimmung des objectiv-elhischen Moments, d. h. des ethischen 
Princips, insofern es die wesentlichen socialen Verhältnisse der 
Menschen nothwendig bestimmen soll. Das subjeetiv - ethische 
Moment , die volnntas , der Rechtssinn und der Rechtstrieb dürfen 
allerdings hierbei nicht fehlen , aber sie leiten uns ohne die Hülfe 
eines bestimmten ethischen Princips nicht zu dem gesuchten ethisch 
Nothwendigen. Die Gesamtnt-Ueberzeugung eines Volks, wie 
berechtigt sie zur höchsten Entscheidung auch sein mag, wo sie 
bestimmt und lebendig hervortritt, kann doch nicht durchgängig 
für das wissenschaftliche Urtheil einen leitenden Maassstab ge- 
währen. — Es muss indess bemerkt werden, dass Warnkönig 
gelegentlich das Princip der ethischen Entwicklung der Persön- 
lichkeit als Maassstab des Rechts anerkennt. So bemerkt er 
(Zeitschrift für Staatswissenschaft 185t. S. 262 ff.), dass „der 
Grad der Vernünftigkeil in der Regel der Maassstab des Umfangs 
der juristischen Persönlichkeit oder der Rechtsfähigkeit sei, dass 
dieselbe eine gesteigerte sein könne und sei in den Personen, 
die eine öffentliche Gewalt des Staats ausüben, weil in ihnen 
ein höherer Grad der Vernünftigkeit angenommen wird , in Folge 
dessen ihnen das Beherrschungsrecht über die übrigen Personen 
übertragen ist." Hierin ist ein objeetiv-ethisches Princip ange- 
deutet, welches nur der näheren speculaliven Bestimmung bedurft 
hätte. 

Mit grosser Entschiedenheit sucht J. H. F i c h t e das ethische 
Princip von einem streng idealen Gesichtspunkt durchzuführen. 
Er entwickelt die Rechte, welche das Individuum haben soll, 
unmittelbar aus der Idee der Gerechtigkeit, welche vollständig 
gedacht, nach ihm, die Darstellung der Bedingungen zur voll- 
kommenen Existenz des Einzelnen in der Gesellschaft ist, oder 
die Selbstentwicklung des Genius in Jedem nach allen Seiten 
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seiner geistigen Wirklichkeit und Selbstbefriedigung innerhalb der 
Gemeinschaft und durch dieselbe (Ethik II. 1, 37, 38). Jeder 
hat daher den gleichen Anspruch auf freie Entwicklung seines 
Genius in der Gemeinschaft. Erst dann ist die innere Gerechtig- 
keit, das ureigene gollverliehene Recht an ihm erfüllt. — So 
lange dagegen die Gemeinschaft diese positive Freiheit nicht Jedem 
gewährt, so lange sie vielleicht sogar dieselbe hemmt oder ver- 
kümmert, so hat sie der Idee der innern Gerechtigkeit noch 
nicht genügt. Sie befindet sich vielmehr, den Einzelnen gegen- 
über, im Unrechte, und es erwachsen diesen, in Folge jenes 
höheren absoluten Rechts, Ansprüche an sie. — In jener Idee 
liegt also die Quelle aller besonderen Rechte, oder was dasselbe 
ist , die Darstellung der äusseren Bedingungen zur vollkommenen 
Existenz der Persönlichkeit in der Gemeinschaft (II. 1, 21 ff.). 
Wie Fichte diese besonderen Rechte, besonders das auf Lebens- 
unterhalt und Müsse (II. 2, S. 39 — 41) entwickelt, müssen wir 
dem Leser selbst nachzulesen überlassen. 

Wer möchte nicht wünschen, dem Individuum so allumfassende 
Rechte auf sittliche Entwicklung garantirt zu sehen I Allein es 
lässt sich doch die Frage nicht abweisen, ob der Rechtsbegriff 
an sich, wie er nun einmal exislirt, einer solchen idealen Stei- 
gerung fähig ist, wie sie hier vorliegt, oder mit anderen Worten, 
ob die Welt, in welcher wir leben, die möglichen Bedingungen 
für eine so ideale Rechtsforderung darzubieten vermag. Sollte 
die Gemeinschaft wirklich diese ungeheure Rechtspflicht erfüllen 
können, für die vollständige sittliche Entwicklung eines Jeden 
die Bedingungen zu realisiren? Sehen wir von der unbestimmten 
Unendlichkeit dieser Bedingungen ab und fassen die einzelnen 
realen Elemente derselben in's Auge, so zeigt sich bald, dass 
diese Rechtspflicht der Gesellschaft auch Manches urnfasst, was 
Gegenstand der Pflicht des Individuums für sich ist, z. B. den 
für die sittliche Bildung nölhigen Wohlstand. Mit welchem Rechte 
aber, müssen wir fragen, wird der Gemeinschaft eine Rechts- 
pflicht gegen die Individuen auferlegt, deren Erfüllung die Lösung 
einer Aufgabe in sich schliesst, welche das Individuum selbst zu 
lösen verpflichtet ist? Auf diese Weise wird dem Individuum ein 
Recht zugestanden, welches als eine allgemeine und notwendige 
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Befugniss, die doch im Rechtsbegriffe liegt, niemals von der 
Gemeinschaft anerkannt werden kann. Fichte meint selbst 
(S. 40), ein Hinderniss für jenes Recht des Individuums auf 
Sicherung des vollständigen Lebensunterhaltes könne nur in der 
factischen Unausfiihrbarkeit liegen , so dass uns hier eine Collision 
zwischen dem ewigen Rechte und den gegebenen Verhältnissen 
begegne. Allein welche Bedeutung kann ein Recht haben, welches 
die gegebenen Verhältnisse nicht zulassen, da jedes Recht auf 
gegebene Verhältnisse nothwendig angewendet werden muss? 
Oder sollen wir annehmen, dass es über den positiven Rechten 
noch ein zwiefaches Recht gebe : ein göttliches und ein erschei- 
nendes, den Verhältnissen angemessenes, die sich einander wider- 
sprechen können ? Das Recht des Individuums, welches aus einem 
so ganz unbegränzten Begriff der ewigen Gerechtigkeit sich er- 
giebt, ist selbst nothwendig ein unbestimmtes, unbegränzbares. 
Soll ich ein Recht auf die Gewährung von etwas haben, was ich 
zugleich zu erwerben mir verpflichtet bin, z. B. Subsistenz, wo 
sind da die Gränzen zwischen meinem Recht und meiner Pflicht 
zu finden? Das Recht, durch Arbeit seine Subsistenz zu finden, 
wie Fichte es nennt, ist ein durchaus inhaltloses, wenn nicht 
der Staatsgewalt die Rechtspflicht aufgebürdet wird, Jedem welcher 
Arbeit nicht gefunden hat oder nicht finden zu können behauptet, 
Arbeit und genügenden Lohn zu verschaffen. Dass aber hierzu 
die Hülfsmiliel des Staats nicht hinreichen würden, wird Jedem 
einleuchten, auch ohne die Beweisführung von Thiers, den 
Socialisten gegenüber. Die von Fichte aufgestellte ideale For- 
derung der Gerechtigkeit gewährt aus allen diesen Gründen kein 
bestimmendes Princip für die Begränzung der Rechte der Indi- 
viduen. 

Das Princip der Gerechtigkeit oder das ethische" Princip des 
Rechts bedarf also noch der näheren wissenschaftlichen Begrän- 
zung. Wir suchen dieselbe nicht in einem a priori aufgestellten 
Begriff der Gerechtigkeit, sondern wir versuchen diese objeetive 
Bestimmtheit des ethischen Rechtsprincips zu finden, indem wir 
dasselbe auffassen, wie es in der Bildungsbestimmüng der wirk- 
lichen Rechte sich darstellt. Wir gehen dabei aus von dem 
gewöhnlichen Begriff des Rechts als einer rechtlichen Befugniss 
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des Individuums in einem gewissen Kreise, mit Ausschluss aller 
Uebrigen, thälig zu sein, zu herrschen, oder durch die Hand- 
lungen Anderer gewisse Leistungen zu empfangen, gewöhnlich 
das Recht im subjeetiven Sinne genannt und fragen : worin besteht 
denn eigentlich jenes Princip der Gerechtigkeit, welches recht- 
liche Befugniss gewährt und gewahren soll? Wir suchen das 
Princip der diese Befugniss in sich fassenden Rechtsregel überhaupt, 
welche gewöhnlich das Recht im objeeliven Sinne genannt wird. 

Das Gesetz der Gerechtigkeit als Princip der Bestimmung der 

Rechte. 

Schon Aristoteles wies im Begriff der Gerechtigkeit nach die 
beiden wesentlichen Merkmale der Gesetzmässigkeit und der Gleich- 
mässigkeit, d. h. des gleichen Maasses für Alle. Nehmen wir 
hinzu, dass ihm die Gerechtigkeit die Tugend des Individuums 
überhaupt gegen Andere ist, d. h. die sociale Tugend, so können 
wir nach ihm die Gerechtigkeit als die Jedem gleiches Maass 
gewährende Gesetzmässigkeit der siltlich-socialen Thätigkeit be- 
zeichnen. Hiermit stimmt auch der noch weniger entwickelte 
Platonische Begriff der Gerechtigkeit überein, nach welchem so- 
wohl in der Seele des Menschen wie im Staate jeder Theil die- 
jenige Stellung einnimmt und diejenige Thätigkeit ausübt, welche 
ihm durch das Gesetz der eigenen Natur und des Ganzen im 
Verbällniss zur Vernunft angewiesen wird. 

Dasjenige nun, was der Gerechtigkeit gemäss zunächst und 
ursprünglich Rechte gewährt und was dieselben für Alle gleich- 
massig bestimmt, kann nichts Arideres sein, als die freie sittliche 
Selbsttätigkeit des Individuums, wie sie sich in und an der 
menschlichen Persönlichkeit im socialen Leben darstellt. Diese 
allein gewährt ein wahrhaftes Recht, weil sich in ihr die Persön- 
lichkeit darstellt und weil sie im Wesentlichen dieselbe ist für 
Alle, ein gleiches Maass für Alle in sich trägt, denn jede Persön- 
lichkeit vermag ihrer Natur gemäss thätig zu sein und die der 
Natur dieses Individuums entsprechende Selbstthätigkeit ist mit 
ihren Wirkungen dieselbe für dieses Individuum, welche die 
Selbstthätigkeit der Schwächeren oder Stärkeren für andere In-? 
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dividuen ist. Nach diesem Princip ergeben sich gleiche Rechte 
für Alle, sofern ihre ganze freie Selbsttätigkeit eine gleiche ist, 
ungleiche Rechte, insofern dieselbe eine ungleiche ist. 

Was man, dieses ethische Princip misskennend, von ver- 
schiedenen Seiten als Maassslab der natürlichen Rechte aufgestellt 
hat, entspricht nicht diesem Zweck. Zunächst ist klar, dass von 
einem Recht der blossen physischen Natur der Menschen auf 
gleichen Genuss der Güter dieser Erde nicht die Rede sein kann. 
Weder die Erde noch auch die blos lebendige Natur vermag 
Rechte zu gewähren. Wäre dies der Fall, so müssten wir auch 
den Thieren natürliche Rechte zugestehen, welches doch selbst 
dadurch nicht geschieht, dass wir gewisse Pflichten in Rücksicht 
auf sie anerkennen. Rechte hat die Person nur anderen Per- 
sonen, nicht blos den Sachen gegenüber. — Ferner ist das 
Princip für die Feststellung der natürlichen Rechte nicht mit den 
Socialisten in den Fähigkeiten, oder mit Anderen in den Be- 
dürfnissen des Menschen zu suchen. Denn die Natur der Per- 
sönlichkeit stellt sich in diesen wie in jenen nur sehr unvoll- 
ständig dar; beide bestimmen sich sehr individuell und zwar nicht 
selten nach besonderen zufälligen Umständen, würden also nicht 
ein gleiches Maass für Alle bilden. Dazu kommt, dass sowohl 
die Bedürfnisse als die Fähigkeiten, für sich genommen, sehr 
unbestimmt und veränderlich erscheinen , folglich für die Be- 
stimmung der Rechte keinen festen Maassstab gewähren könnten. 
Aus dem letzteren Grunde ist es nun auch unstatthaft, für die Be- 
stimmung der Rechte einen rein idealen Maassstab im Innern des 
Menschen, in seiner sittlichen Gesinnung, Frömmigkeit zu suchen. 
Welche menschliche Weisheit vermöchte in das Innere der 
Menschen so einzudringen, dass sie ihren verhältnissmässigen 
sittlichen Werth -hiernach abschätzen und ihre rechtliche Befugniss 
feststellen könnte! 

Dem aufgestellten ethischen Princip zufolge reicht das Recht 
oder die rechtliche Befugniss des Individuums so weit, als die 
Gesammtwirkung seiner sittlichen Selbstthätigkeit an den Personen 
und Sachen. Das Recht ist ursprünglich nichts Anderes, als die 
im sittlichen Bewusstsein einer Gemeinschaft zur Anerkennung 
gelangte Herrschaft der Persönlichkeit im Kreise der von ihr 
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erzeugten Güter; es enthält die ausdrückliche Anerkennung und 
Bestimmung der allgemeinen socialen Stellung der einzelnen Per- 
sönlichkeiten zu einander und zur Gemeinschaft. Diese Stellung 
aber ist ein natürliches und notwendiges Resultat der ganzen 
freien sittlichen Selbsttätigkeit des Individuums in der Familie, 
in der Gesellschaft, im Staate, wie sie sich darstellt in der Ener- 
gie der Persönlichkeit selbst utid in der Erweiterung derselben 
durch die natürlichen und sittlichen Güter ; zunächst durch Eigen- 
tum und Herrschaft. 

Ehe wir dieses Princip weiter entwickeln, haben wir näher 
zu prüfen, in wie fern die Bestimmung der Rechte nach dem- 
selben der Idee der Gerechtigkeit entspricht. Man kann von 
zwei Seiten Einwendungen gegen dasselbe erheben. Es hängen, 
sagt man, die Wirkungen der sittlichen Selbsttätigkeit meistens 
von den Umständen, vom Glück ab, mag es sich um den Er- 
werb von Eigenthum oder von Herrschaft handeln. Bei dem 
Erwerb von Eigenthum z. B. kommt es darauf an, ob dem In- 
dividuum in der Familie ein gewisses Maass von Eigenthum 
überliefert worden ist : hierdurch ist sowohl die Ausbildung der 
Erwerbs-Fähigkeiten, als die vortheilhafte Anwendung derselben 
im socialen Leben bedingt. Ist es nun gerecht, dass das Recht 
des Dürftigen nicht weiter reiche, als seine von Haus aus ver- 
kümmerte Selbsttätigkeit mit dem Wenigen, was sie hat er- 
werben können? — Von der andern Seite, sagt man, werden 
jene Güter, um deren Erwerb und Rechte wir uns bemühen, 
mehr durch unsittliche als sittliche Selbstthätigkeit erlangt. Wird 
da das erworbene Recht nicht der Idee der Gerechtigkeit wider- 
sprechen ? 

Hierauf ist zu antworten: Wenn durch Geburt, Umstände, 
Glück einzelne Individuen begünstigt, andere gehemmt werden, 
so ist diess eine Sache der göttlichen Vorsehung und Gerechtig- 
keit ; die menschliche vermag die Gesammtheit, der natürlichen 
und socialen Bedingungen, unter denen Jemand geboren wird 
und existirt, unmittelbar wenigstens nicht abzuändern. Allein die 
Gesammtheit dieser Bedingungen ist nur eine beziehungsweise 
maassgebende für die freie Selbstthätigkeit des Individuums; es 
ist doch zugleich immer der freie sittliche Geist, der im Verlauf 
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des Lebens die Bedingungen für seine Entwicklung sich selbst 
bereitet und tausend Erfahrungen beweisen, dass die sittliche 
Energie, wo sie wirklich vorhanden ist, auch unter ungünstigen 
Umständen ihr Ziel erreicht und ihres Rechtes sich erfreut. Wo 
aber diese Energie fehlt, da gehen die erworbenen Güter und 
Rechte der Macht sowohl wie des Eigenthuins in träger Con- 
sumtion bald wieder zu Grunde. Eine solche Energie fehlt auch 
niemals gänzlich in den scheinbar unsittlichen Bestrebungen, 
durch welche diese Rechte erworben werden. Man pflegt näm- 
lich, missverslandenen kirchlichen Ansichten zufolge, die Slre- 
bungen des Individuums nach Eigenthum (Wohlsland), Ehre, 
Herrschaft als Erzeugniss von blinden selbstsüchtigen Begierden 
anzusehen, während sie doch in der That sehr tief in der selbst- 
tätigen und sittlichen Natur des Menschen, nicht in Selbstsucht, 
sondern in einer natürlichen vernunftgemässen Selbstliebe wur- 
zeln. Allerdings bemächtigt sich derselben auch die Selbstsucht 
mehr oder weniger, aber sie ist selten das wesentlich bestim- 
mende Motiv; wird sie dieses wirklich, so wird sie sehr bald 
allgemein erkannt und verachtet, und vermag nichts Bedeutendes 
auszuführen; die Rechte der Selbstsucht verzehren sich sehr 
bald in ihr selbst. Dass aber der Energische, Fleissige, Kluge, 
auch wenn er mancher anderen sittlichen Eigenschaften entbehrt, 
die Zwecke seiner Selbsttätigkeit erreiche und demnach recht- 
liche Befugniss im Kreise derselben sich erwerbe, das kann man 
eben so wenig ungerecht nennen, als dass derjenige, der recht- 
schaffen und in guter Absicht, aber unverständig und lässig ar- 
beitete und handelte, jene weltlichen Güter und die denselben 
entsprechenden Rechte nicht erreicht. Es ergiebt sich also, dass 
nach beiden Seiten hin auch schon im wirklichen Leben die Ge- 
rechtigkeit weit mehr waltet, als man gewöhnlich annimmt. Das 
freilich ist jedoch nicht zu läugnen, dass auch die kräftigste be- 
sonnenste sittliche Selbsttätigkeit sehr oft nicht zu den Rechten 
gelangt, welche der Schwachherzigkeit und Thorheit in den 
Schooss zu fallen scheinen, dass ferner der Lauf der Welt viele 
Leiden und Uebelslände in den Zuständen der Gesellschaft er- 
zeugt, welche für den Einzelnen als ein unverdientes beklagens- 
wertes Geschick erscheinen. Wenn wir z. B. Kinder durch 
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Unsittlichkeit und Verschwendung ihrer Eltern in tiefes sittliches 
und öconomisches Elend geralhen sehen, während andere die 
Früchte des sittlichen Lebens und Fleisses der ihrigen ernten, 
so können wir das Gefühl und die Forderung der Gerechtigkeit 
nicht abweisen, welche jenen Unglücklichen eine andere Art von 
Rechten zugesteht, die nicht in ihrer Selbstthätigkeit allein be- 
gründet sind. 

Auf eine solche andere Quelle von Rechten führt uns schon 
der Begriff der Gerechtigkeit als der Gesetzmässigkeit der sitt- 
lich— socialen Selbstthätigkeit. Denn dem Gesetz derselben ge- 
mäss steht der Mensch dem Menschen in engeren oder weiteren 
Verhältnissen der Liehe, des Wohlwollens, der Geselligkeit. 
Nun gehört freilich das Gesetz der Liebe mit den Pflichten die 
es erzeugt, nicht mehr dem eigentlichen Rechtsgebiete an. Und 
doch giebt es ein sittliches Gebiet, worin das Individuum ein 
natürliches Recht auf die Liebe der Anderen hat, worin die 
Liebespflichten Rechlspflichten werden, die Familie. Hier also 
erhält die Gerechtigkeit ihre natürliche Stellung neben der Liebe. 
Diese nämlich ist 'das siltlich-sociale Princip, wie es von Person 
zu Person in freier Lebendigkeit und Wechselanziehung hervor- 
tritt, die Gerechtigkeit ist dasselbe Princip, wie es nach dem 
Gesetz der sittlichen Setbstthätigkeit alle Glieder einer Gemein- 
schaft gleichmässig umfasst. Die Liebe wird ohne die Gerech- 
tigkeit leicht einseitig und parteiisch, diese ohne jene hart und 
blind gegen die Pflichten des Sittengesetzes , wenn sie handelt 
nach jenem Wahlspruch: Fiat justitia, pereat mundus. Aber 
eine solche Gerechtigkeit entspricht nicht ihrem Begriff; die voll- 
kommene Gerechtigkeit schliesst die Liebe, das lebendige sittlich— 
sociale Princip in sich, wie die wahre vollkommene Liebe 
Gerechtigkeit gegen Alle umfasst. Beide zusammen erzeugen 
zuerst in der Familie das Gefühl der gegenseitigen Rechte und 
Rechtspflichten und hiermit den Keim des Rechtsbewusslseins, 
der nun im geselligen und bürgerlichen Zusammenleben der 
Familie seine weitere Entwicklung erhält. In der Gesellschaft 
aber treten die Liebe und die Gerechtigkeit allmählig auseinan- 
der, ohne sich jedoch ganz zu trennen: die Liebe erzeugt die 
persönlichen freien Verbindungen der Liebe und Freundschaft, 
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während die Gerechtigkeit im Rethlsbewusstsein sich darstellend, 
auf dieser sittlichen Grundlage Alle durch ein Band von gegen- 
seitigen Rechten und Rechtspflichten unter sich und mit dein 
Ganzen verkettet, und so die bürgerliche Gesellschaft und den 
Staat herbeiführt. Diese neue Gattung von Rechten und Rechls- 
pflichlen beschränkt sich nicht auf die rechtliche Befugniss der 
Unverletzlichkeit der freien Disposition über erworbene Güter 
und auf deren gegenseitige Anerkennung, sondern gewährt 
Rechtsansprüche auf gegenseitige Leistungen: der Staatsmacht 
ein Recht auf die Leistungen der Individuen, vermöge deren sie 
ihre Rechtspflichten erfüllen kann, den Individuen ein Recht auf 
die Förderung ihrer sittlichen Selbstthätigkeit und auf Unter- 
stützung derselben, wenn sie ohne ihre Schuld der nothwendigen 
Organe des Lebens und der Selbstthätigkeit entbehrt. Die Ord- 
nung der Gerechtigkeit, welche diesen Rechten und Rechts- 
pflichten zu Grunde liegt, ist also eine höhere, als jene; indem 
sie die sittliche Selbstthätigkeit Aller fördert, trägt sie etwas von 
jenem höheren Gesetz der Liebe in sich und ist nicht mehr 
bloss in der sittlichen Selbstthätigkeit der Individuen, sondern 
zugleich in der sittlichen Ordnung der Gesellschaft und des 
Ganzen begründet. Da indess beiderlei Gattungen der Rechte 
aus der gesetzgebenden Ordnung der sittlichen Selbstthätigkeit 
hervorgehen, so ergiebt sich hieraus von selbst, dass die Rechts- 
entwicklung mit der sittlichen Entwicklung der Gesellschaft oder 
des Staats überhaupt fortschreitet. Wenn nämlich das Recht 
überhaupt die Gesetzmässigkeit feststellt für die Gesammtheit des- 
sen, was die sittliche Selbstthätigkeit der einzelnen Individuen 
und die der Gesellschaft und des Staats allmählig erzeugt hat : so 
gewinnt die Rechtsentwicklung in demselben Maasse mehr Inhalt 
und Umfang, in welchem die sittliche Kultur alle Richtungen und 
Verhältnisse des socialen Lebens umfasst und durchdrungen hat. 
Alle Rechte haben ihre nächste Quelle und lebendige Exi- 
stenz im Rechtsbewusstsein der Gemeinschaft, des Volks, können 
aber ihre vollständige Wirklichkeit und Verwirklichung nur im 
Staate finden, denn sie bedürfen einer bestimmten authentischen 
Feststellung und einer Ausführung, welche die Möglichkeit des 
Streites und jeder Hemmung ausschliestj beide aber kann nur 
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eine souveräne Staatsmacht gewähren. Vom ethischen Standpunkt 
freilich erscheinen die beiden nächsten Zwecke des Rechts, Er- 
haltung jedes Individuums in der Sphäre seiner sittlichen Selbst- 
tätigkeit und Förderung, Unterstützung derselben, als so natür- 
liche, sich von selbst verstehende, dass sie kaum der Hülfe eines 
sie durchführenden Zwanges bedürften. Manche haben daher 
gemeint, durch die fortschreitende sittliche Vervollkommnung 
der Menschen könne Recht und Staat überflüssig gemacht werden. 
Allein diese Ansicht setzt ein Maass der sittlichen Freiheit und 
Energie des Individuums voraus, welches schwerlich von Allen 
jemals erreicht werden kann. Da die werdende Generation den 
sittlichen Process immer von vorn anfangen und frei in sich 
durchbilden muss, so bleibt die sittliche Vervollkommnung stets 
unvollständig und im Werden begriffen und mit der fortschrei- 
tenden Intelligenz entwickeln sich fortschreitend auch die Be- 
strebungen der Selbstsucht, gegen welche stets ein Schutz nöthig 
sein wird. Selbst die besseren Naturen sind von Versuchungen 
der Selbstsucht zur Ungerechtigkeit nicht frei, vermögen das 
Recht nicht immer ganz unpartheiisch zu erfassen und auszu- 
führen. Hierin liegt die Nolhwendigkeit einer fortschreitenden 
Rechtsbeslimmung und Gesetzgebung für Alle, (die Hochgestell- 
ten nicht ausgenommen}, mit dem Fortschritt der Cultur. 

Die souveräne Staatsmacht ist das höchste irdische Organ 
alles Rechts, gewissermaassen die verkörperte Macht desselben, 
aber die eigentliche ideelle Grundlage des Rechts ist nicht zu 
suchen in der Autorität und Gewalt der Staatsmacht, noch in 
einem Vertrag derselben mit den Unterlhanen, sondern in dem 
über beiden geordneten sittlichen Gesetz, in der sittlichen Welt- 
ordnung, welche wiederum in Gott gegründet ist. In diesem 
Ursprung hat es den Grund seiner Gültigkeit und Heiligkeit. 
Alle Rechte haben im Wesentlichen denselben Ursprung. 

Das aufgestellte ethisch-natürliche Princip der Rechte des 
Individuums widerspricht keineswegs der Geltung der sogenann- 
ten historischen Rechte , nimmt vielmehr dieselben ihrem wahren 
Inhalte nach in sich auf. Denn die sittliche Selbsttätigkeit, wie 
auch die sittliche Ordnung der Gesellschaft und des Staats, wo- 
rin das begränzende Princip der Rechte liegt, vermögen sich 
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immer nur zu bestimmen nach den gegebenen Zuständen des 
Individuums und den Verhältnissen der Gesellschaft, wie die- 
selben alltnählig historisch im Lebenslauf der verschiedenen 
Familien-Generationen sich gestalten. Es können daher keine 
natürlichen Rechte der Individuen a priori, d. h. abstrahirt von 
aller Beziehung auf die sociale, politische, historische Ordnung 
aufgestellt werden. Die verschiedenen Rechtsgebiete sind jedoch 
nicht auf gleiche Weise durch die vorhandene politische Ord- 
nung bedingt: das Privateigenlhumsrecht ist von der besonderen 
Organisation des Staats fast ganz unabhängig; weniger gilt dies 
von allen übrigen Rechten. Wir fassen daher zuerst das Privat- 
eigenlhumsrecht ins Auge, dann die Gestaltung der Rechte des 
Individuums im Staate. 

A. Das Eigenthumsrecht. 

Da dasselbe im Wesentlichen keinen andern Grund haben 
kann, wie jedes andere Recht, so sind durch das Vorhergehende 
bereits alle jene naturrechtlichen Ableitungs weisen desselben 
beseitigt, welche nicht auf das ethische Princip alles Rechts zu- 
rückgehen. Es gibt also kein angeborenes gemeinschaftliches 
Eigenthumsrecht der Menschen auf die Früchte und Güter der 
Natur und eben so wenig kann die blosse erste Besitzergreifung 
(occupatio) oder das Factum eines physischen Besitzes für 
sich genommen ein Eigenthumsrecht begründen. Locke und Kant 
gehen zwar auf den ethischen Grund desselben zurück, fassen 
jedoch denselben noch in einer einseiligen Form auf, der erstere 
empiristisch und naturalistisch in der Arbeit des Menschen, der 
letztere formell-speculativ in der Forderung eines äusseren Frei- 
heitskreises und näher in dem Willen der Rechtsgesellschaft. 

Locke's Ableitung des Eigenthums, welche neuerlich noch 
von Thiers und Cousin adoptirt wird, stützt sich im Wesent- 
lichen darauf, dass Jedermann als Eigenlhümer seiner Person, 
seiner Thäligkeit und Arbeit, die Quelle seines Eigenlhums in 
sich selbst trage. Was er durch die Anwendung seiner Fähig- 
keilen auf die Sachen, durch die Arbeit in den letzteren hervor- 
bringt, das wird eben hierdurch sein Eigenthum; die Gesell- 
schaft garanlirt ihm das Eigenthumsrecht desselben, da es nülz- 
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lieh für Alle ist, da ohne dasselbe die Gesellschaft nicht exi- 
stiren könnte. — Diese Ableitung giebt zunächst keine Antwort 
auf die Frage, woher das Eigentumsrecht über die Gegenstände 
der Arbeit stammt. Was den behaupteten, aber nicht weiter er- 
klärten Uebergang des Eigentumsrechts von der Person und 
der persönlichen Thätigkeit auf die Sachen betrifft, so ist zu er- 
wägen, dass der Begriff des Eigenlhums einen von der Per- 
son selbst unterschiedenen Gegenstand in sich schliesst, dass 
folglich von einem Eigenthum der Person an ihr selbst oder 
ihrer Thätigkeit, oder wie Cousin es bezeichnet, von einem 
Eigenthum des Ich und des Persönlichen nicht die Rede sein 
kann. Durch die Arbeit aber, wenn wir diesen Process bloss 
physisch betrachten, geht nichts Persönliches, keine Eigenschaft 
der Person auf die Sache über; die Formveränderung der Sache 
durch die Person steht nicht in näherer Beziehung zu Eigen- 
schaften der Person. Der Grund endlich, dass die Uebertragung 
des Eigenthumsrechts nützlich für Alle ist, mag plausibel er- 
scheinen , aber die Nützlichkeit begründet nicht ein unbedingt 
anzuerkennendes Recht. 

Kant unterscheidet 3 Momente im Princip der äusseren 
Erwerbung (Metaphys. Anfangsgründe der Rechtslehre S. 77 ff). 
Dasjenige ist mein, 1) was ich nach dem Gesetz der äusseren 
Freiheit, jener Grundforderung eines äusseren Kreises für die 
Freiheit des Individuums, in meine Gewalt bringe, — das Mo- 
ment der Apprehension , Besitznehmung des Gegenstandes der 
Willkür, der keinem angehört, in Raum und Zeit; 2) wovon als 
einem Object meiner Willkür ich Gebrauch zu machen nach dem 
Postulat der practischen Vernunft das Vermögen habe. Es ist 
nämlich (ib. S. 58) eine Voraussetzung der practischen Vernunft 
a priori, einen Gegenstand meiner Willkür als objeetiv-mögliches 
Mein oder Dein anzusehen und zu behandeln; dieses Postulat 
der practischen Vernunft giebt uns die Befugniss, die wir aus 
blossen Begriffen vom Rechte überhaupt nicht herausbringen 
könnten, allen Andern eine Verbindlichkeit aufzulegen, die sie 
sonst nicht hätten, sich des Gebrauchs gewisser Gegenstände zu 
enthalten, weil wir sie zuerst in unseren Besitz genommen haben. 
Das zweite Moment ist also die Bezeichnung (declaratio) des 
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Besitzes dieses Gegenstandes und des Acts meiner Willkür jeden 
Anderen davon abzuhalten. Das dritte Moment der Erwerbung 
endlich ist die Zueignung als Act eines äusserlich allgemein 
gesetzgebenden Willens, durch welchen Jedermann zur Einstim- 
mung mit meiner Willkühr verbunden ist. Denn diese Ver- 
bindlichkeit der gegenseitigen Enthaltung, zeigt Kant (S. 72 ff), 
geht aus einer allgemeinen Regel des äusseren rechtlichen Ver- 
hältnisses hervor, aus einer gegenseitigen Sicherstellung hin- 
sichtlich dieser Verbindlichkeit, welche Sicherstellung nur durch 
den gemeinsamen machthabenden Willen der bürgerlichen Ge- 
sellschaft geleistet werden kann. Es ist klar, dass in keinem 
dieser 3 Momente eine innere sittliche Begründung des Eigen- 
tumsrechts liegt. Von dem ersten Moment der Gewalt und 
Besitzergreifung versteht sich diess nach dem Vorhergehen- 
den von selbst; die Forderung des äusseren Freiheitskreises ist 
nicht näher als eine sittliche nachgewiesen und nicht als eine 
solche, welche Privateigentum nölhig macht, denn ein gewisser 
äusserer Freiheitskreis wäre auch unter Voraussetzung von Ge- 
sammteigenthum denkbar. Ferner begründet die bezeichnete 
Voraussetzung der practischen Vernunft a priori, die ihrerseits 
nicht begründet wird, keineswegs eine innere Verbindlichkeit und 
noch s weniger vermag dies eine einseitige Willens-Erklärung des 
Individuums, wie Kant dies weiterhin selbst zugiebt. Demnach 
vermag auch das dritte Moment, der Wille der Rechtsgesellschaft 
vermöge ihrer Macht und Sicherstellung der gegenseitigen Rechts- 
Verbindlichkeit die Gerechtigkeit des Eigenthumsrechts nicht zu 
begründen; der mit Macht ausgerüstete gemeinsame Wille ver- 
mag nicht die innere Verbindlichkeit der Rechtspflicht selbst zu 
erzeugen, sondern nur die an sich schon vorhandenen Rechte 
und Rechtspflichten zur förmlichen Anerkennung und Ausrührung 
zu bringen. Dazu kommt, dass diese Annahme, welche das 
Eigenthumsrecht von der Existenz des Staats abhängig macht, 
die leztere der Constituirung des Eigenthums vorausgehen lässt, 
— eine Annahme, die nicht haltbar ist, denn die Existenz einer 
Rechtsgesellschaft schliesst in sich die geordnete sociale Existenz 
mehrerer Familien und Geschlechter, welche ohne Anerkennung 
des Eigenthums nicht gedacht werden kann. 
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Die Frage nach dem inneren Grunde oder der Gerechtig- 
keit des Eigentumsrechts, welche stets von Neuem wiederkehrt, 
so lange wir auf einen blossen Willen, oder auf einen Vertrag 
oder eine Gewalt und Autorität als Grundlage jenes Rechts zu- 
rückgehen , kann gründlich beantwortet werden nur vom ethi- 
schen Standpunkte. Eigentumsrechte konnten nur entstehen mit 
den ersten Grundlagen des sittlichen Lebens. Der Rechtsgrund, 
wodurch Eigenthum entstand, kann im Wesentlichen kein anderer 
sein , als der , wodurch auch jetzt noch Eigenthum entsteht und 
besteht: die gegenseitige in der sittlichen Natur des Menschen 
und der Weltordnung gegründete gegenseitige Anerkennung der 
Personen als solcher, die in sittlich-socialen Verhältnissen zu 
einander stehen, welche Pflichten gegen einander haben. Das 
Eigentumsrecht ist durchaus nicht zu trennen vom Personen- 
recht. Sollte das Recht des Eigenthums respectirt werden , so 
musste zugleich die Person als eine rechtliche anerkannt sein, 
und sobald diese als eine unverletzliche respectirt wurde, musste 
sich dieselbe Verpflichtung auf das Eigenthum übertragen, das, 
wie in der vorhergehenden Abhandlung nachgewiesen wurde, 
aufzufassen ist als eine Fortsetzung und Erweiterung der Person, 
da es als ein notwendiges natürliches und sittliches Lebens- 
organ derselben nicht von ihr getrennt werden kann. Der ei- 
gentliche objeetive Grund des Eigenthumsrechts liegt also in der 
persönlichen sittlichen öder rechtlichen Aneignung der Gegen- 
stände desselben von Seiten des Subjects oder vielmehr der 
Familie, in welcher die Aneignung des einzelnen Subjects reali- 
sirt wird. Es ist eine natürliche und nothwendige Forderung 
der Gerechtigkeit, dass die Familie ein allgemein anerkanntes 
und sicher gestelltes Eigentumsrecht über dasjenige ausübe, was 
sie selbst sich angeeignet, angebildet hat. 

Diese Forderung der Gerechtigkeit fand denn auch ihre 
verbindende Anerkennung von Anfang an in dem Rechtsbetvusst- 
sein der in einer Rechtsgesellschaft lebenden Menschen, und 
zwar zunächst in derjenigen .sittlichen und Rechts-Gemeinschaft, 
welche der. bürgerlichen Rechtsgesellschaft vorhergeht, in der 
Familie. Wo eine Familie existirt, da werden auch gegenseitige 
Pflichten der Gatten, Eltern und Kinder und diesen entsprechend 
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gegenseitige Forderungen und Ansprüche anerkannt, welche nur 
der förmlichen allgemeinen Anerkennung und Feststellung be- 
dürfen, um Rechte zu bilden. Diese noch nicht förmlichen Rechts- 
forderungen haben zunächst persönliche Leistungen zum Gegen- 
stande und hiermit Fürsorge und Erziehung von der einen 
Seite, Anhänglichkeit und Gehorsam von der anderen Seite; 
hieran knüpfen sich von selbst die gegenseitigen Anforderungen 
in Beziehung auf Eigenthum und Erwerb desselben. Ist auch 
das Eigenthum der Familie im Wesentlichen Gesammt-Eigenthum 
der Mitglieder derselben, so bildet sich doch zugleich durch den 
Gebrauch der Kleider, der Werkzeuge der Arbeit u. s. w. ein 
gewiss. Privateigentum der Einzelnen aus. Das innerhalb der 
Familie jedoch erst beginnende relative Eigenthum der Kinder 
geht in ein bestimmtes Privateigenthtim über mit der Auflösung 
der Familie durch den Tod der Eltern oder die selbständige 
Begründung einer neuen Familie. Innerhalb der Familie be- 
schränkte sich das beginnende Rechtsbewusslsein auf ein Gefühl 
der gegenseitigen Rechte und Rechtspflichten, welches seine 
sittliche Grundlage in den sittlich-natürlichen Familienbanden der 
Liebe und Autorität in ihren verschiedenen Formen hatte. Die- 
ses ursprüngliche Rechtsgefühl erhielt seine weitere Ausbildung 
in den Verwandtschafts-Kreisen der in näherer Vereinigung le- 
benden Familien und Geschlechter. Nach der Auflösung der 
Familie nämlich wurde jenes Band der Liebe und Autorität bald 
ein zu lockeres, um dem Rechtsgefühl eine hinreichende Stärke 
und Stütze zu gewähren; dieses wurde jetzt getragen und zu 
einem bestimmtem umfassenderen Bewusstsein (Rechtsbewussl- 
sein) fortgebildet einerseits durch die bestimmte gegenseitige 
sociale Anerkennung der in sich abgeschlossenen Familien und 
ihrer abgeschlossenen Eigenthumsgebiete, andererseits durch die 
hieran sich knüpfende Nothwendigkeit einer Rechtsgemeinschaft 
und gewisser gemeinsamer Rechtsnormen für die vereinigten 
Familien, um darnach die Eigenthums-, Erbschafts-Verhältnisse 
zu regeln, woraus allmälig gemeinsame Rechtssilten und Rechts- 
gewohnheiten hervorgingen. Diesen gemäss schlichteten die 
Geschlechts-Oberhäupter die ausbrechenden Rechtsstreitigkeiten 
und wo die Autorität derselben nicht mehr ausreichte, die mit 
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Macht vereinigte Autorität erwählter Oberhäupter der Rechts- 
gesellschaft. Denn diese letztere bildete sich mit der bestimmten 
Entwicklung der Rechtsmacht und des Rechtsbewusstseins, mit 
der Anerkennung, Fixirung und Sichersleltung der gegenseitigen 
Rechte und Rechtspflichten. Das Rechtsbewusstsein aber und 
die demselben entsprechenden positiven Eigenlhumsrechte ent- 
wickelten sich einerseits mit dem Erwerb und der Organisirung 
der Güter, welche Gegenstand desselben sind, andererseits mit 
der Entwicklung der sittlichen Cullur überhaupt und des häus- 
lichen öconomischen Sinnes insbesondere. 

Aber wenn hiernach das Familien-Eigenthum, welches im 
Wesentlichen Gesammt-Eigenthum der Mitglieder derselben ist, 
als Heerd und Typus aller Eigenthums-Verhällnisse angesehen 
werden muss, erscheint da nicht das Recht eines abgesonderten 
Privateigentums als unnatürlich, willkürlich, egoistisch? Eine 
solche Folgerung würde begründet sein, wenn die Mitglieder 
einer Gemeinde oder einer communistischen Phalansterie in einem 
Familien-Verhältniss zu einander ständen oder stehen könnten. 
Allein das in einer Familie natürliche Verhällniss der Liebe und 
Autorität kann nicht walten in einer Gesellschaft von Menschen, 
die sich als Mündige , Gleiche einander gegenüber stehen u nd 
durch keine natürlichen Bande der Liebe aneinander gekettet 
sind. Dass überhaupt das Prival-Eigenthum aus einem natür- 
lichen notwendigen sittlichen Entwicklungsprocess der Thälig- 
keit des Menschen hervorgeht, wurde in der vorhergehenden 
Abhandlung nachgewiesen. 

Was nun die sittliche oder rechtliche Aneignung betrifft, 
welche dem Eigentumsrecht und dessen verbindender Anerken- 
nung zu Grunde liegt, so schliesst sie ein die beiden von der 
Rechtswissenschaft anerkannten Momente des Willens der An- 
eignung (animus rem sibi habendi) und den Act der vollstän- 
digen factischen und physischen Bemächtigung (Detention der 
Sache oder den Besitz}: hieran knüpft sich als das dritte Mo- 
ment, welches erst die verbindliche Anerkennung des Eigen- 
thums noth wendig bewirkt, die dauernde Aneignung, gewisser- 
massen die Verschmelzung der Sache mit der Person. 

Diese sittliche oder rechtliche Aneignung ist nun im Wesent- 
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liehen eine zweifache in der organisirten Gesellschaft; 1) die 
Aneignung durch Arbeit, Selbsttätigkeit ; diese nämlich eignet 
dadurch an, dass sie eine Sache mehr und mehr zum natür- 
lichen und sittlichen Lebensorgan der Person, der Familie macht. 
Diese Art der Aneignung aber setzt voraus 2) ein rechtliches 
Aneignen von Eigenlhum, an welchem und vermöge dessen die 
Arbeit statt finden kann. Ein solches Aneignen geschieht in 
der organisirten Gesellschaft durch Ueberlieferung von Anderen, 
gewöhnlich durch Erbschaft, zuweilen auch durch Schenkungen 
der Privaten oder des Staats. Die sittliche oder rechtliche An- 
eignung kann aber auch 3) vermittelt sein durch Besitznahme 
(occupatio) , durch fortdauernden Besitz , Ersitzung, usucapio 
und Verjährung. Was zunächst die Ocupation herrenloser Sachen 
betrifft, welche im Naturzustande des Naturrechts eine so grosse 
Bolle spielt, so kommt diese innerhalb einer organisirten Ge- 
sellschaft so selten vor, dass sie nicht als eine wesentliche an- 
zusehen ist. Sie begründet nicht ein Eigentumsrecht durch die 
Willkür des Subjects und den äusseren Act der physischen Be- 
mächtigung der Sache, sondern durch die sittliche Aneignung, 
welche ihr natürlich folgt, wenn sie eine dauernde ist. Hierin 
liegt auch die Begründung für das durch Verjährung entstandene 
Eigentumsrecht. Dasselbe lässt sich nicht mit Hume, Thiers, 
Stahl u. A. durch die Gewohnheit, durch die Macht der Zeit, 
oder dadurch begründen, dass es unmöglich sei, allen Nachkom- 
men ungerechler Eigentümer das Ihrige wieder abzunehmen. 
Wäre dies auch möglich, wie es in manchen Fällen wohl sein 
möchte, so würde es ungerecht sein. Das Eigenthum nämlich, 
welches ursprünglich irgendwie auf unrechlliche Weise erworben 
wurde, ist durch die fortwährende Arbeit und sittliche Aneignung, 
nach dem Absterben der früheren Generalion, allmälig in der 
That ein ganz anderes neues geworden, denn das Eigenlhum 
existirt ja im Grunde weder physisch noch moralisch als bloss 
äussere Sache oder todter Besitz, sondern in der lebendigen 
Action und Wechselwirkung der Dinge und in der Production 
und Consumtion durch den Eigentümer. Man würde also, 
wollte man das Verjährungsrecht nicht anerkennen , den gegen- 
wärtigen Eigentümer dessen berauben, was er sich im Verlauf 
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der Zeit in der Thal sittlich und rechtlich angeeignet hat. Das- 
selbe gilt von dem ursprünglich usurpirlen Herrschaflsrecht eines 
Staatsoberhaupts. Nur in demselben Sinne vermag überhaupt 
der Besitz ein Eigen Ihumsrecht zu begründen, wie es nach Um- 
ständen in der sogenannten Ersitzung (usucapio) anerkannt wird. 
— Das Recht des Besitzes als des Schutzes eines bloss fac- 
tischen Verhältnisses ist juristisch wohl zu unterscheiden von 
dem durch Aneignung begründeten Eigentumsrechte. Aber 
nichtsdestoweniger ist der Besitz zugleich ein Factum und ein 
Recht, wie Savigny lehrt und der Rechtsschulz des Besitzes be- 
ruht auf einem analogen sittlichen und rechtlichen Grunde, wie 
der des Eigenthums. Denn wenn auch in dem ersteren zu- 
nächst nur das thatsächlich bestehende Verhältniss der Person 
zur Sache geschützt wird, wie Stahl richtig bemerkt (II, 1. S. 
3153, so ist hiermit doch nicht die Behauptung des letzleren 
gerechtfertigt, nur das gegenständliche Verhältniss, nicht die 
Person sei berechtigt. Denn unmöglich kann es irgend ein noch 
so äusserliches Rechtsverhällniss geben ohne eine berechtigte 
Person. Dass ferner das Rechtsverhällniss des Besitzes auch 
die besitzende Person selbst rechtlich berührt, geht daraus her- 
vor, dass dasselbe ein alle andere Personen ausschliesendes ist 
und als ein solches im positiven Recht anerkannt wird. Wenn 
dasselbe unrechtlich gestört wird, so wird mit dem factischen 
Verhältniss der Sache zur Person mittelbar auch diese irgendwie 
gestört, denn der dauernde Besitz schliesst immer ein grösseres 
lebendiges Verhältniss der Person zur Sache ein und hiermit 
eine gewisse Aneignung, wenn diese auch eine unvollständige, 
bedingte, äusserliche bleibt. 

Von den beiden bezeichneten Arten der rechtlichen Aneig- 
nung ist die durch Erbschaft der Zeit nach die erste für das 
Individuum. Die natürliche Rechtmässigkeit derselben ist von 
den Socialisten bestritten worden. Da dem natürlichen Recht 
gemäss das Eigenthum oder Kapital der Arbeit diene, durch 
welche es ursprünglich hervorgebracht wird, so sei unnatürlich 
und unberechtigt das Erbrecht, durch welches das Eigenthum an 
Müssiggänger übergehe, also nicht der Arbeit, sondern dem 
massigen Genuss und den daraus hervorgehenden Lastern diene; 
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das Erbrecht begünstige die enorme künstliche Ungleichheit des 
Eigenthums, welche der Gesellschaft zum Verderben gereicht. — 
Es ist hier zunächst zu bemerken , dass die Folgerung der So- 
cialisten von einem unbewiesenen und keineswegs an sich ge- 
wissen Obersatz ausgeht. Es ist nicht eine Forderung des na- 
türlichen Rechts oder der Gerechtigkeit, dass das Eigenthum der 
Arbeit diene, denn nicht die Arbeit an und Tür sich ist der 
Endzweck der Erwerbung des Eigenthums, sondern die sittliche 
Aneignung des Gutes zum Genuss und zum Organ der sittlichen 
Selbsttätigkeit; die Arbeit soll eben so wohl dem schon vor- 
handenen Eigenthum (Kapital) als dieses der Arbeit dienen, 
damit jener höhere Zweck beider erreicht werde. Gewiss würde 
es demnach sehr wünschenswerth sein, dass Kapital und Arbeit 
stets in angemessener Weise mit einander vereinigt wären: die 
Arbeit stets mit genügendem Kapital ausgerüstet und das Kapital 
durch Arbeit stets in eine angemessene Wirksamkeit gesetzt 
würde. Allein eine Forderung des natürlichen Rechts ist diess 
nicht, denn diese kann sich nicht weiter erstrecken, als die 
wirckliche Selbstthätigkeit des Individuums und der Rechtspflicht 
der Gesellschaft und des Staats. Beide aber reichen bei einer 
starken Bevölkerung nicht aus, alle Arbeitenden mit hinreichen- 
dem Kapital auszurüsten; dass andererseits der Wohlhabende 
arbeite, ist eine sittliche Pflicht, aber nicht eine Rechtspflicht, 
denn dieser würde ein natürliches Recht der Anderen oder des 
Staats auf die Arbeit des Individuums entsprechen, welches nicht 
nachweisbar ist. Allerdings kann es, wenn man einmal vom 
wirklichen Leben ganz abstrahirt, als eine gerechte Forderung 
erscheinen, dass alle Individuen in Rücksicht auf den Erwerb 
vom Anfang ihrer Arbeitsfähigkeit an gleich gestellt wären, al- 
lein bei näherer Erwägung zeigt sich sogleich , dass die Natur 
oder die göttliche Vorsehung eine solche Gleichstellung nicht 
gewollt oder zum wenigsten nicht ins Werk gesetzt hat, da sie 
abgesehen vom Eigenthum, die Menschen mit so unendlich ver- 
schiedenen Fähigkeiten zum Erwerb ausrüstete. Ferner lässt die 
sittliche Ordnung den arbeitsfähigen Menschen aus der Familie 
hervorgehen, deren sittliche und öconomische Constitution sich 
so verschiedenartig gestaltet. 
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Die anderen Angriffe der Socialisten haben nicht das Erb- 
recht selbst, sondern die Wirkungen desselben zum Gegenstände. 
Zugegeben nun auch, dass das vorhandene Erbrecht die be- 
zeichneten Verderbnisse und Uebelstände mit sich bringt, so folgt 
daraus nicht die Verkehrtheit der ganzen Institution ; es ist mög- 
lich, dass diese verderblichen Wirkungen aus einem Missbrauch 
und einer Corruption derselben hervorgehen, welche die Gesetz- 
gebung zu bessern vermag. Thiers stellt denselben mit gutem 
Recht die wohlthätigen Wirkungen des Erbrechts entgegen, wo- 
runter die erste die, dass es die notwendige Liebe zur Arbeit 
in der Familie erhält. Freilich werden durch die Aufzählung 
dieser wohlthätigen Wirkungen die Socialisten nicht eigentlich 
widerlegt. Die relative Zweckmässigkeit des vorhandenen Erb- 
rechts begründet eben so wenig die natürliche Rechtmässigkeit, 
als die relative Unzweckmässigkeit die Ungerechtigkeit desselben. 
Thiers sucht daher den Beweis der Rechtmässigkeit des Erb- 
rechts noch durch einen andern zu ergänzen. Es liege im Be- 
griff des Eigenthums, dass der Eigentümer frei über dasselbe 
verfügen könne; wer das unbestrittene Recht habe, bei Leb- 
zeiten sein Vermögen zu verschenken , dem könne das Recht 
nicht bestritten werden, auch für die nächste Zukunft nach sei- 
nem Tode darüber zu verfügen. Dieser Beweis würde, wenn 
er richtig wäre, zu viel beweisen, die Rechtmässigkeit jeder 
Willkür des Testators. Liegt auch im Eigenthumsrecht Freiheit 
der Verfügung, so hat doch hier, wie überall, nur der recht- 
mässige und sittliche Wille ein natürliches Recht und die Auf- 
hebung der subjectiven Willkür im Erbrecht würde nicht dieses 
selbst aufheben. Ferner ist das freie Verschenken von Eigenthum 
bei Lebzeiten, welches von Thiers als Maassslab angegeben 
wird, doch etwtos ganz Anderes, als das Vererben. Abgesehen 
davon, dass der Wille des Erblassers den Anspruch macht, noch 
nach seinem Tode fortzudauern , so bezieht sich das freie Ver- 
schenken seiner Natur nach auf geringe relativ überflüssige Theile 
des Eigenthums, die Erbschaft aber auf das Ganze desselben. 

Das Erbrecht innerhalb der Familie entspricht offenbar dem 
sittlich-natürlichen Princip des Eigenthumsrechts. Das Kind ist 
mit seinen Eltern durch Geburt und Erziehung, dem Körper und 
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dem Geiste nach, durch die gegenseitige Liebe Eins. Ein Recht, 
welches diese vollständige natürliche Einheit nicht an- 
erkennte, würde nicht ein natürliches sein. Die Familie ist es, 
welche sich das Eigenthum sittlich und rechtlich angeeignet hat; 
ihr gehört es daher von Rechts wegen. Das Eigenthum ist an- 
geeignet worden in der Familie, für dieselbe und theil weise 
auch durch dieselbe, oft wenigstens mit Hülfe derer, die erben 
sollen; es ist mit der Familie gewissermaassen natürlich ver- 
wachsen; folglich wäre eine Losreissung desselben von ihr, 
welche ohnedem die sittlich-sociale Continuilät der Familie auf- 
heben würde, unnaturlich und ungerecht. Was die Vertheilung 
des Erbes unter die Erben betrifft, so findet das in der Gerech- 
tigkeit begründete Gesetz des gleichen Maasses für Alle auch 
hier seine Anwendung. Dieses Gesetz wird aufgehoben durch 
die absolute Willkür des Tcstirens, durch die Wüllkür der Ent- 
erbung, die auch in der Institution der Majorate, Fideicommisse 
u. s. w. liegt. Gründe der vermeintlichen ökonomischen und 
politischen Nützlichkeit, denen übrigens, wie J. S. Mill zeigt, in 
dieser Rücksicht viele und starke Gründe der Schädlichkeit ge- 
genüberstehen, sollten nie ein Gesetz der Gerechtigkeit aufheben 
können. Es ist jedoch nicht dem Gesetz der Gleichmässigkeit 
entgegen, dass sittlich entartete Kinder nach Gutdünken der 
Eltern ein geringeres Erbtheil erben. Ferner widerspricht es 
nicht dem natürlichen Recht, dass die Grösse dessen, was Je- 
mand erben kann, auf ein gewisses Maass beschränkt würde bei 
grossen Vermögensmassen. Denn das natürliche Erbrecht der 
Kinder beschränkt sich auf des Maass einer standesgemässen Er- 
ziehung und Versorgung. — Was nun aber die weitere Intestat- 
Erbfolge nach dem Grade der nähern und entfernteren Seiten- 
Verwandtschaft betrifft, so findet hierauf jenes sittlich-natürliche 
Princip nur eine geringe oder keine Anwendung. Es giebt, wie 
J. S. Mill richtig bemerkt, keinen vernünftigen Grund, weshalb 
das angesammelte Vermögen eines Kinderlosen Geizhalses einen 
entfernten Verwandten, der ihn nie gesehen, bereichern soll. 
Dagegen wäre gegen das Erbrecht näherer Verwandten, die zu- 
sammen gelebt haben oder zwischen welchen ein Verhältniss 
der Zuneigung Statt fand, so wie auch gegen das Erbrecht von 
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Freunden nichts einzuwenden. Aber man sollte da, wo das 
sittlich-natürliche Recht der Familie und der Zuneigung aufhört, 
der bodenlosen Willkür des Testators keinen Raum gestatten, 
sondern den Anfang des natürlichen Erbrechts der Gemeinde und 
des Staats anerkennen. Hierdurch könnte der Staat der extremen 
Ungleichheit der Vermögen sehr stark entgegenwirken und Fonds 
für die Unterstützung der Dürftigen gewinnen. 

Die zweite Art und Weise der rechtlichen Aneignung, die 
durch Arbeit vermittelte, schliesst natürlich nach der subjectiven 
Seite hin Willkür und Ungerechtigkeit aus; hiermit ist gegeben 
die Rechtmässigkeit der Arbeits- -und Vertrags-Leistungen, welche 
nach der objecliven Seite die bezweckte Vollständigkeit der Ar- 
beilsfunctionen und der bearbeiteten Gegenstände, der Waare 
und des Werks in sich begreift. Die Rechtmässigkeit der Lei- 
stungen im Tausch und Verkehr wird zugleich geschützt durch 
den Verlust des Vertrauens und die Rechtspflege des Staats. 
Rei der Gesetzgebung über Arbeit und Verkehr kommt es da- 
rauf an, die subjective Willkür des Unrechts auszuschliessen, 
ohne dadurch die unantastbare persönliche Erwerbsfreiheit zu 
verletzen. Diese letztere wird direct aufgehoben durch Privi- 
legien und Monopole, welche also einen unrechtlichen Erwerb 
bilden ; mittelbar wiirdc sie aufgehoben, wenn die Gesetzgebung 
ein Maass des Eigenthums oder Vermögens als Schranke fest- 
stellen wollte, denn Niemand vermag zu bestimmen, wo das 
Uebermaass eines selbsterworbenen activen Vermögens beginnt. 
Eine ganz andere Rewandtniss hat es mit der Feststellung eines 
Maasses für die Erbtheile, denn hierdurch wird die individuelle 
active Erwerbsfreiheit nicht beschränkt. Zweifelhaft aber er- 
scheint es, ob der Staat über die Unterdrückung des Unrechts 
hinaus noch einen Schritt weiter zu gehen und auch da einzu- 
schreiten berechtigt ist, wo eine träge, unverständige unzweck- 
mässige Rearbeilung und Renutzung des Eigenthums zwar nicht 
die Rechte von Jemand, wohl aber das Gemeinwohl der Gesell- 
schaft und des Staats verletzt. Mehrere nicht socialistische 
Schriftsteller haben unter diesen Umständen dem Staat ein Recht 
eingeräumt, das Eigenthumsrecht des Individuums gegen Ent- 
schädigung aufzuheben. Am entschiedensten thut diess Fichte 
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(Ethik II, 2, 76, 78 ff). Der Staat habe das Recht, den Eigen- 
Ihümer zur höchstmöglichen Benützung seines Eigenlhums anzu- 
treiben, oder, wenn dies unmöglich, dasselbe gegen vollständige 
Entschädigung, in die Hände des rechten Eigentümers zu legen. 
Hiermit verknüpft sich die weitere Aufgabe und Rechtspflicht 
des Staats, Jeden in das ihm nach Bedürfniss und Fähigkeit ge- 
bührende Eigenthum immer von Neuem einzusetzen. — Gewiss 
ist hierbei gegen die sittliche Intention der Beseitigung der 
Willkür nichts einzuwenden, denn diese würde nur gerecht sein. 
Allein es fragt sich, ob für ein solches Recht des Staats be- 
stimmte Gränzen festgestellt werden können, denn nicht nur ist 
es das Kennzeichen jedes wahren natürlichen Rechts, dass es 
sich begränzen lässl, sondern der Staat auch vermag überall nur 
da das Unrecht anzugreifen, wo es in bestimmten Wirkungen, 
Handlungen nachweisbar ist. Nun möchten aber solche Gränzen 
zwischen Recht und Recht in bestimmten Wirkungen für das 
bezeichnete Recht des Staats, für die Beseitigung träger unver- 
ständiger Eigenthümer schwerlich aufzufinden sein. Die Folge 
davon wäre, dass das wohlbegründete Eigenthumsrecht des In- 
dividuums einem unbestimmten subjectiv-willküi liehen Urlheil der 
Staatsbeamten Preis gegeben würde. Würde nicht hierdurch 
und durch die bezeichneten weiteren Folgen der ganze Boden 
des Privateigentums ein schwankender werden? 

Auch J. S. Mill, der im Uebrigen den Begriff des Eigen- 
thums streng festhält, gesteht dem Staat ein ähnliches Recht in 
Rücksicht auf das Grundeigenthum zu und zwar aus folgenden 
Gründen. (Nationalöcon. II, 2, 6.) Die behauptete Heiligkeit 
des Eigenlhums komme nicht dem Landcigenthum zu, denn kein 
Mensch habe das Land geschaffen; dieses sei das ursprüngliche 
Erbtheil des Menschengeschlechts, welches seine ursprünglichen 
Rechtsansprüche auf dasselbe nicht ganz verloren haben könne. 
Aus gemeinnützigen Gründen sei das Land individuelles Eigen- 
thum geworden; denselben Gründen oder der Politik des Staats 
sei daher das Recht der Landeigentümer untergeordnet; haben 
jene Gründe ihre Bedeutung verloren, so ist die ihnen entspre- 
chende Einrichtung ungerecht. Die Landeigenlhümer haben da- 
her kein Recht auf das Land selbst, sondern nur ein Recht auf 
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Entschädigung für den Theil ihrer Interessen am Boden, welchen 
ihnen zu entziehen, die Politik des Staats mit sich brächte. 
Unter diesem Vorbehalt steht es dem Staate frei, die Besitzer 
des Bodens bei Seite zu schieben, und mit dem Landeigenthum 
so zu verfahren , wie die allgemeinen Interessen des Gemein- 
wesens es erheischen mögen, selbst bis zu dem Umfange, dass 
mit dem Ganzen geschähe, was jetzt mit Theilen desselben ge- 
schieht, so oft die Anlage einer Eisenbahn oder einer neuen 
Strasse bewilligt wird. — Die ganze Grundlage dieser Be- 
weisführung steht und fällt mit der Grundlage des natürlichen 
Rechts auf Landeigenthum, welche hier aufgestellt ist. Diese 
aber entbehrt offenbar des ethischen Grundes und die natür- 
lichen RechtsgrUnde, worauf sie sich stützt, sind alle schwankend. 
Zuerst ist nichts unbestimmter und unbegründeter als jene Hy- 
pothese eines ursprünglichen Rechts des Menschen auf den 
Boden, welches durch das wirkliche Eigenthumsrecht nicht ver- 
loren gehe. Die Heiligkeit des letzleren soll in Rücksicht auf 
den Boden keine Gültigkeit haben, weil der Mensch den Boden 
nicht schaffe. Aber schafft denn der Mensch die Industrie- 
Erzeugnisse in einer Weise, die von dem Schaffen der Land- 
Erzeugnisse grundverschieden ist? Der so hoch gesteigerte 
öconomische Werth des Bodens ist nicht minder ein Product 
menschlicher Arbeit wie der öconomische Werth der Gegen- 
stände der Industrie; der Mensch vermag überall nur zu bilden, 
nirgends zu schaffen. Das Eigenthumsrecht aber, welches der 
Arbeit vorausgeht, muss das Individuum auf gleiche Weise vom 
Boden wie von anderen Gegenständen sich erwerben. Die Be- 
hauptung, dass bloss aus gemeinnützigen Gründen das Land in- 
dividuelles Eigenthum geworden, mag eine gewisse Wahrheit 
haben für den Beginn des Lehens-Eigenthums in den Feudal- 
Zeiten, gilt aber nicht für das Eigenthumsrecht des Landes, wie 
es sich seitdem durch die sittliche und rechtliche Aneignung 
der Familien bis auf unsere Zeit entwickelt hat. Wird jetzt 
aber das Eigenthumsrecht des Landes gemeinnützigen Gründen, 
mit andern Worten das Ethisch-Rechtliche wirtschaftlichen Rück- 
sichten unterworfen, so ist nicht einzusehen, wie hiermit eine 
Heiligkeit oder auch nur eine gewisse Sicherheit und Festigkeit 

3* 
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des Eigentumsrechts bestehen soll. Auch das Verkehrte und 
Schlechte wird nicht selten gethan aus guten Gründen und für 
das allgemeine Beste. Nach dem hier aufgestellten Princip soll 
allerdings durch die gemeinnützigen wirtschaftlichen Gründe zu- 
nächst nur die verkehrte Wirtschaft bei Seile geschoben werden, 
aber als eine verkehrte kann auch schon eine weniger zweck- 
mässig erscheinende angesehen werden und eine solche kann 
gerade der Individualität des Eigentümers entsprechen und an 
wesentliche, sittliche und sociale Verhältnisse geknüpft sein. 

Man unterscheidet vom Eigentumsrecht oder Recht des 
Eigenthiims ein Recht auf Eigenlhum. Allein ein solches Recht" 
im eigentlichen Sinne kann es in der organisirten Gesellschaft 
nicht geben. Denn da in dieser kein Eigenthum existirt, wovon 
der Eigenthümer nicht berechtigt wäre, so würde ein solches 
Recht auf Eigenlhum das schon bestehende Eigenthumsrecht auf- 
heben, was zur Rechtlosigkeit führen würde. Versteht man aber 
unter diesem Ausdruck das Recht auf freien Erwerb von Eigen- 
lhum, so versteht sich das Recht Jedermanns auf etwas, wozu 
er verpflichtet ist, von selbst ; es gehört zu den im Allgemeinen 
wenigstens unbestrittenen persönlichen Rechten. Versteht man 
endlich unter dem Recht auf Eigenthum das Recht des Armen 
oder Proletariers auf Unterstützung, so sollte man sich lieber 
dieses bestimmteren Ausdrucks statt jenes unbestimmteren be- 
dienen. Dieses letztere aber gehört dem Gebiete der durch eine 
gerechte Staatsordnung zu bestimmenden Rechte an, zu deren 
Betrachtung wir jetzt übergehen. 

B. Gestaltung der besonderen Rechte des Individuums im Staate. 

Da dieselbe das sittlich-rechtliche Verhältniss des Staats 
zum Individuum überhaupt zu ihrer Grundlage hat, so müssen 
wir auf dieses zunächst unsere Aufmerksamkeit richten. 

Ist der Staat ein sittliches Gemeinwesen, was in der Praxis 
wie in der Theorie der neuern Zeit immer mehr anerkannt 
worden ist, so folgt, dass in demselben alle Pflichten und Rechte 
der Glieder desselben gegenseitige sind; die Staatsmacht und 
die Unterthanen werden durch dieselbe sittliche Ordnung um- 
schlossen. Die Staatsmacht erhält ihre rechtliche Gewalt eben 
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so wenig durch die Willkür der Unterthanen oder des Volks, 
als dieses seine Gesetze durch Autorität und Willkür der Staats- 
macht. Beide haben ihre Rechte durch dasselbe sittliche Ge- 
setz; jedes Mitglied der Rechts- und Slaats-Ordnung hat nur 
Rechte, indem es zugleich hiermit seine eigenen Rechtspflichten 
oder die Rechte der anderen Mitglieder anerkennt. Es ist da- 
her unstatthaft, zu fragen, ob die Staatsmacht der Unterthanen 
wegen, oder diese der Staatsmacht wegen, da sind, denn beide 
Theile sind für einander da, damit der Staat, den sie zusammen 
bilden, durch die Herrschaft der Einen und den Gehorsam der 
Anderen seine Zwecke erfülle. 

Der Zweck oder die Zwecke des Staats haben sich mit dem 
Fortschritt der sittlichen Cultur gesteigert. Schutz der Personen 
und des Eigenthums gegen Gewalt und Unrecht war nothwendig 
der erste Zweck. Dazu kam allmälig der des Wohls im öco- 
nomischen, socialen, sittlichen Sinne. Als sittliches Gemeinwesen 
soll der Staat die sittliche Selbsttätigkeit der Individuen durch 
allgemeine Einrichtungen und Gesetze nach allen Richtungen 
hin möglichst fördern. Wie weit dieser Zweck der Förderung 
sich erstrecken soll, darüber lasst sich wohl kein allgemein gül- 
liges Gesetz aufstellen, da dabei die besondere Natur der Völker 
und die sittliche Organisation der Gesellshaft in Betracht kommt. 
Im Allgemeinen fördert der Staat die sittlichen Zwecke in dem 
Umfange, als dies vom Standpunkt der schon vorhandenen Kultur 
als eine allgemeine und notwendige Forderung erscheint. Die 
Thäligkeit des Staats umfasst nicht alle gemeinsamen oder so- 
cialen Zwecke, wie dies zuweilen behauptet worden ist, denn 
er führt nur die Aufsicht über die schon vorhandenen Cor- 
porationen der Gesellschaft für gemeinsame Zwecke ; er lässt sie 
walten, so lange sie nichts das Gemeinwohl Hemmendes anstreben 
und umfasst in seiner Verwaltung nur diejenigen gemeinsamen 
Zwecke, welche als nothwendig für das Gemeinwohl anerkannt 
werden und seiner Beihülfe bedürfen. 

Da alle Rechte und Rechtspflichten im Staate gegenseitige, 
und in der sittlichen Natur des Menschen und der Weltordnung 
begründet sind, so kann es im Staate kein Individuum geben, 
welches völlig rechtlos wäre und keines, welches ein absolutes 
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Recht in Anspruch nehmen könnte. Ferner folgt hieraus, dass 
es keine a priori bestimmbare Urrechte der Persönlichkeil giebt, 
die unabhängig von aller Staatsordnung Geltung hätten ; alle per- 
sönlichen Rechte im Staat müssen das nolhwcndige sittliche Ver- 
hältniss zwischen der Staatsmacht und den Individuen zur Grund- 
lage haben. Im Allgemeinen besteht das Recht wie die Rechts- 
pflicht der Staatsmacht in der Herrschaft nach dem Gesetz der 
Gerechtigkeit. Die Rechtspflicht des Individuums ist Gehorsam 
gegen diese Herrschaft; das Recht des Individuums bestimmt sich 
näher nach seiner Stellung zur socialen und politischen Orga- 
nisation. 

Wir unterscheiden 3 Gallungen der besonderen Rechte des 
Individuums im Staate, welche bestimmt werden durch die ver- 
schiedene Richtung der sittlichen Selbsttätigkeit der Individuen 
im Staat. Die innere Sphäre derselben fällt ihrer freien geistigen 
Natur nach in das Gebiet der Rechtsordnung und Verwaltung ; daher 
die sogenannten Rechte der persönlichen Freiheit. Ferner hat 
jedes Individuum als Mitglied des Staats mehr oder weniger 
politische Rechte, welche sich ergeben aus der der Gerechtigkeit 
entsprechenden Organisation des Staats. Besondere Rechte und 
Rechtspflichten ergeben sich drittens aus der besonderen Stellung 
des Individuums zur Staatsverwaltung. 

1. Die Rechte der persönlichen Freiheit. 

Das Individuum hat auf allen sittlichen Gebieten die Pflicht 
der freien Selbsttätigkeit, folglich auch das natürliche Recht 
derselben. Es hat also die Rechte: zu erwerben, seinen Arbeits- 
zweig oder Beruf frei zu wählen, Familie und Hauswesen frei 
zu gestalten, ferner das Recht der bürgerlichen Freiheit und 
sich mit Anderen zur Schliessung aller Associationen und Kor- 
porationen zu vereinigen, deren Zwecke nicht denen des Staats 
entgegen sind; es hat endlich das Recht der freien wissenschaft- 
lichen Bildung und des freien religiösen Bekenntnisses. 

Alle diese persönlichen Rechte haben ihre natürliche Gränze 
in der sittlichen Selbstthätigkeit , die ihr Princip ist. Wo die- 
selbe in selbstsüchtige Willkür entartet und, gestützt auf einen 
falschen Schein idealer Berechtigung, die Rechte der Anderen 
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oder der Staatsmacht verletzt oder irgendwie das Gemeinwohl 
gefährdet, da hört das Recht der persönlichen Freiheit auf und 
die Rechtspflicht des Staats hiergegen einzuschreiten beginnt. 
Ausserdem wird die persönliche Freiheit beschränkt durch die 
Rechtspflichten des Individuums. Allen Staatsbürgern gemeinsam 
ist die Rechtspflicht der Erhaltung des Staats, wenn dieser durch 
Kriege bedroht ist; Jeder soll mit allen Kräften, mit Aufopferung 
des Eigenthums und selbst des Lebens, den Staat vertheidigen. 
Hierin jedoch, so wie auch in den besonderen Rechtspflichten 
der Staatsdiener liegt keine Beschränkung der bezeichneten per- 
sönlichen Rechte. 

Werden also die persönlichen Rechte nur begränzt durch 
die Rechtspflichten der Staatsmacht, so kommt es darauf an, die 
Gränzen zwischen beiden näher zu bestimmen. Dies hat im 
Allgemeinen keine Schwierigkeit auf dem Gebiet des öconomisch- 
socialen Lebens, wo die selbstsüchtige Willkür des Individuums 
und das dem Gemeinwohl Schädliche leicht erkannt und durch 
die Polizeigewalt beseitigt wird. Schwieriger aber wird die 
Beurtheilung solcher Fälle in der Sphäre des geistigen Lebens. 
Hier werden wir unterscheiden müssen das Recht der Gewissens- 
freiheit und das der Lehr-Freiheit. 

Jedermann hat die Pflicht und das Recht, dem Zuge seines 
Gewissens und seiner inneren sittlichen Entwicklung zu folgen, 
um die höchsten sittlichen und religiösen Zwecke seines Lebens 
zu erreichen. Da dieses Recht, seiner inneren Natur nach, 
weder die Rechte Anderer verletzt, noch dem Gemeinwohl 
schädlich ist, so kann es für die Staatsgewalt keine Rechtspflicht 
geben, in dieses allgemeine Menschenrecht, seiner Bedeutung 
nach das heiligste was es giebt, einzugreifen. Ueber seine re- 
ligiösen Ansichten, sein Gewissen ist Jedermann nur sich selbst 
und Gott oder auch der Kirche Rechenschaft schuldig, nicht der 
Staatsgewalt. Dass diese kein Recht hat Zwang anzuwenden 
gegen die Gewissen, entweder unmittelbar, oder mittelbar durch 
Beschränkung der bürgerlichen Rechte oder durch Duldung der 
Intoleranz der Kirche: das ist, wenn wtr einige theologische 
Sophisten ausnehmen, in der Gegenwart allgemein anerkannt. 

Aber entgegnet man, hat denn nicht der christliche Staat 
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die Rechtspflicht, die Gemeinde und Kirche gegen Unglauben und 
Irrlehren zu schützen? Wird nicht den letzteren gewissermaas- 
sen ein Recht zugestanden durch die sogenannte Toleranz? Zu- 
nächst ist klar, dass die Kirche des bezeichneten Rechtsschutzes 
nicht bedarf, und den Schutz, welchen sie gegen jene nölhig 
hat, nur in sich selbst suchen soll. Denn gegen Unglauben und 
Irrlehren findet nur ein wahrhafter Schulz Statt durch die Waffen 
des Geistes, des Glaubens; der Staatsgewalt aber stehen keine 
andere zu Gebote, als die der direclen oder indirecten Gewalt, 
welche keinen Schulz gewähren gegen die stillen Wirkungen 
der Lehren. Die Rechtspflichten der Staatsgewalt beschränken 
sich darauf, die Kirche in ihren Rechten zu schützen. Die Rechte 
der letzteren aber werden nicht verletzt durch das Recht der 
Gewissensfreiheit des Individuums und der Unglaube und die 
Irrlehren erlangen hierdurch kein öffentliches Recht. Denn was 
kann dieser Ausdruck bedeuten? Religiöse Ansichten und Be- 
kenntnisse nehmen erst dann Rechte in Anspruch, wenn sie 
Propaganda machen, Secten stiften wollen. Hier tritt eine Frage 
ein, welche von der über Gewissensfreiheit verschieden ist, ob 
der Staat verpflichtet ist, ein unbegrenztes Recht der Lehr- und 
Secten-Freiheit zu gewähren? Denn Hochmuth mit Fanatismus 
vereinigt treiben hier so häufig ein freies anziehendes Spiel und 
gefährden durch Scctenbildung allerdings das Gemeinwohl. Es 
versteht sich zunächst von selbst, dass alle Lehren und Bekennt- 
nisse, welche unsittliche oder unrechtliche Handlungen billigen, 
oder ihrem Princip nach zulassen, kein natürliches Recht der 
Duldung in Anspruch nehmen können. Nach welchem Grund- 
satz aber soll man rein dogmatische und philosophische Ansichten 
beurtheilen? Was zunächst die allgemeinen und notwendigen 
Resullate der Wissenschaft betrifft, so tragen sie in sich selbst 
ein natürliches Recht, welches ihnen durch thörichten Fanatis- 
mus nicht lange streitig gemacht werden kann. Aber die Wis- 
senschaften, welche den Glauben und das geistige Leben über- 
haupt zum Gegenstand haben, liefern durchgängig nicht so 
evidente allgemein gültige Resultate. Begnügt man sich, die 
neuen Lehren zu beurtheilen nach ihren Wirkungen auf die- 
jenigen, welche sie empfangen und nach den mittelbaren Wir- 
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kungen, die sie im socialen Leben Hervorrufen: so bilden diese 
doch nur zufällige, unsichere, schwankende Kriterien des Ur- 
theils. Wenn Alles, was den gellenden Ansichten widerspricht 
und daher zunächst vielleicht Unfrieden erzeugt, unter allen 
Umständen verworfen wird: wie könnte da eine Stagnation des 
geistigen Lebens vermieden werden ! Ferner kann die Staats- 
gewalt kein natürliches Recht haben, über die Wahrheit oder 
die Orthodoxie neuer Lehren in höchster Instanz zu entscheiden, 
denn die Vertreter der Staatsgewalt erheben sich in Rücksicht 
auf Irrlhumsfähigkeit und Schwäche nicht über andere Menschen. 
Und doch muss die Rechtspflicht der Staatsgewalt, die hoch- 
mülhige Selbstsucht und das Gemeinschädliche zu hemmen, auch 
auf diesem Gebiete erfüllt werden. Wer soll und kann ent- 
scheiden, wo beides beginnt oder überwiegend ist in neuen 
Lehren ? 

Diese Schwierigkeiten können gelöst werden nur durch die 
fortschreitende religiös-sittliche Cultur, so dass vermöge dieser 
eine öffentliche Meinung sich bildet, welcher, mit dem Urtheil 
der Weisesten vereinigt, die Staatsgewalt folgen kann. Diess 
ist natürlich um so weniger möglich, als, bei niederen Cultur- 
zuständen, die öffentliche Meinung selbst noch ungebildet und 
schwankend ist. So waren die Athenienser bei aller ihrer Frei- 
sinnigkeit und Kunstbildung doch nicht im Stande, die Lehren 
des Socrates und der anderen Philosophen, die sie verurtheilten, 
zu würdigen. Selbst zu Luthers Zeit war die öffentliche Mei- 
nung auch in kirchlichen Dingen noch sehr unsicher. In der 
neueren Zeit aber, wo dieselbe durch die fortschreitende reli- 
giöse, sittliche, wissenschaftliche Selbstständigkeit der Individuen 
eine festere Grundlage gewann, musste in demselben Maasse die 
Entscheidung über das Recht neuer Ansichten dem Gewissen und 
Urtheil der Gemeinde und ihrer Vertreter überlassen werden. 
Der sittliche Gesammtgeist des Volks, in welchem alles Recht 
wurzelt, nimmt das umfassendste natürliche Recht und hiermit 
auch das Recht der höchsten Entscheidung in Anspruch, wo er 
unzweideutig in der öffentlichen Meinung sich darstellt. 

Allerdings kann die Entscheidung dieses höchsten Gerichts- 
hofs im Allgemeinen schwankend und in einzelnen Fällen im- 
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gerecht erscheinen. Allein wir nehmen hier nur die Entschei- 
dung der öffentlichen Meinung in Anspruch, wo dieselbe wohl 
instruirt und bestimmt hervortritt, und zwar in denjenigen Ge- 
genständen, wofür es ihrer Natur nach keine höhere irdische 
Instanz geben kann. Ferner handelt es sich hierbei nicht um 
die öffentliche Meinung einzelner Volksschichten, sondern um 
diejenige, welche aus dem Glauben und Gewissen der Besten 
aller Volksklassen und zugleich aus dem durch wissenschaftliche 
Principien geschärften Urtheil hervorgeht. 

2. Die politischen Rechte. 

Dass das Individuum überhaupt ein politisches Recht hat, 
d. h. in der allgemeinsten Bedeutung: das Recht irgend einer 
acliven Theilnahme an den Staatsangelegenheiten, darüber kann 
kein Zweifel sein. Denn die Ausschliessung jeder solchen Theil- 
nahme würde das Recht der politischen Freiheit ausschliessen, 
das Individuum also der absoluten Willkür einer höchsten Staats- 
gewalt unterwerfen und hiermit seine ganze sittliche Existenz 
von dem zufälligen guten Willen einzelner Individuen abhängig 
machen. Wenn das einzelne Individuum kein politisches Recht 
in Anspruch nehmen könnte, so würde auch die Gesammfheit 
der Individuen, das Volk rechtlos sein. Derjenige aber, welcher 
politische Rechtspflichten auszuüben hat, muss auch politische 
Rechte haben. 

Worin besteht nun dieses politische Recht des Individuums 
im Allgemeinen ? Wir dürfen bei der Beantwortung dieser 
Frage nicht die Gestaltung der politischen Rechte in den Re- 
publiken des Alterthums zum Maassstab nehmen, wie dies in der 
neueren Zeit so häufig geschehen ist. Der freie Bürger der 
Stadt, in welcher sich der Slaat, die höchste Staatsgewalt con- 
centrirte, konnte und musste an der höchsten Herrschaft des 
Staats einen unmittelbaren Antheil nehmen. Seinen gesteigerten 
Rechtspflichten mussten gesteigerte Rechte entsprechen. Da er, 
um dem Staate, seiner Vaterstadt die Freiheit nach Aussen und 
nach Innen hin zu bewahren, seinen Wohlstand und sein Leben 
aufzuopfern stets bereit sein musste, so war es nicht mehr als 
recht und billig, dass er das Recht einer selbsttätigen Mit- 
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Wirkung in allen politischen Angelegenheiten ausübte. Der grosse 
Staat der neueren Zeit dagegen, der über viele Städte und Pro- 
vinzen gleichmässig sich erstreckt, dessen Selbsterhaltung von 
Aussen und im Innern nicht gefährdet ist, dieser bedarf gar 
nicht jener intensiven politischen Selbsttätigkeit des Bürgers; 
eine unmittelbare Theilnahme desselben an der höchsten Herr- 
schaft ist ganz unmöglich, sowohl moralisch als physisch. Da 
die Organisation und Verwaltung des Staates der neueren Zeit 
eine compltcirte, künstliche geworden ist, so nehmen die Staats- 
geschäfte umfassendere Kenntnisse wie auch grössere politische 
Einsicht und Bildung, mit Einem Worte besonders gebildete Be- 
amte in Anspruch. Es kann demnach bei uns Jas allgemeine 
natürliche politische Recht nicht mehr die Bedeutung haben einer 
unmittelbaren Theilnahme an der höchsten Herrschaft, sondern 
nur die einer unmittelbaren oder mittelbaren Theilnahme an den 
einzelnen politischen Functionen der -Gesetzgebung und Ver- 
waltung. 

Es kann hiergegen eingewendet werden, dass, wenn Um- 
fang und Organisation des Staates der neueren Zeil auch das 
politische Recht des einzelnen Individuums beschränkt, diese 
Beschränkung doch nicht das Volk oder die Nation als Gesammt- 
heit betreffen könne. Habe diese im Alterlhum das natürliche 
Recht der Selbstregierung gehabt, so sei nicht einzusehen, wa- 
rum den Nationen der neueren Zeit dasselbe nicht zukomme. 
Hierauf ist zu antworten, dass im Alterlhum wie zu allen Zeiten 
das politische Recht des Volks sich bestimmt hat nach der vor- 
handenen Ordnung der Gesellschaft, dass folglich auch das na- 
türliche politische Recht, von welchem hier die Rede ist, nicht 
so in abstracter Weise, ohne Rücksicht hierauf, bestimmt wer- 
den kann. 

Das natürliche politische Recht des Individuums oder des 
Volks bestimmt sich im Allgemeinen, wie jedes andere natürliche 
Recht, durch das ethische Princip. Dieses wurde schon von 
Aristoteles anerkannt, indem er lehrte, dass die Vorzüglicheren 
an Einsicht und Tugend (eingeschlossen die kriegerische Tüch- 
tigkeit und Wohlstand) herrschen sollen. Wir werden, dem 
Vorhergehenden zufolge, das ethische Princip nicht unmittelbar 
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auf das Recht der höchsten Staatsgewalt anwenden dürfen, weil 
diese im Staate der neuern Zeit einer festen Einheit und Or- 
ganisation bedarf; also nicht so unmittelbar durch die Individuen 
gebildet werden kann. Den natürlichen Rechten des Volks stehen 
hier bestimmter, wie im Alterlhum gegenüber die natürlichen 
Rechte der höchsten Staatsgewalt, welche, unter welchen Formen 
sie auch consliluirt sein mögen, das natürliche Recht der Au- 
torität und Souveränität in Anspruch nimmt. Die Gränzen zwi- 
schen den natürlichen Rechten des Volks und denen der höchsten 
Staatsgewalt, lassen sich vom Standpunkt des ethisch-natürlichen 
Rechtsprincips allein nicht feststellen. Denn von diesem aus 
ergiebt sich mir eine der sittlichen Entwicklung der Individuen 
entsprechende Theilnahme derselben an der Gesetzgebung und 
Verwaltung ; es ist hierdurch die politische Formlosigkeit, der 
Absolutismus ausgeschlossen , keineswegs aber etwas Näheres 
über die Form der höchsten Staatsgewalt festgestellt. 

Allerdings hatte Aristoteles das angeführte ethische Gesetz 
auch auf die Entwicklung der Slaatsformen angewendet. Die 
Monarchie solle da walten, wo Einer durch jene höchsten sitt- 
lichen Eigenschaften sich auszeichnet, die Aristokratie, wo .meh- 
rere solche vorhanden sind und die Demokratie, wo Viele zur 
sittlichen und allgemeinen Bildung gelangt sind. Dies Gesetz 
hat seine (von Aristoteles näher nachgewiesene") Wahrheit in 
Rücksicht auf die einfachen Formen der kleinen griechischen 
Staaten, aber auf die complicirten Formen des Staates der neueren 
Zeit, die durch ganz andere sociale und politische Verhältnisse 
bedingt sind, lässt sich dasselbe nicht anwenden. Gervinus hat 
nichts destoweniger dasselbe auch auf die politische Entwicklung 
der neueren Zeit übertragen und auch in dieser einen regel- 
mässigen Forlschritt von der Freiheit oder Herrschaft des Ein- 
zelnen zu der der Mehreren und der Vielen gefunden, woraus 
denn sich ergiebt, dass unsere Zeit sich mehr und mehr zur 
Demokratie neige: hieraus würde folgen, dass diese letztere 
Verfassungsform diejenige sei, welche in der Gegenwart jenem 
Gesetz des ethischen Princips entspricht. Dass diese in unseren 
Tagen weitverbreitete Ansicht, welche auf den ersten Blick etwas 
Einfaches, Natürliches hat, doch nicht aus jenem ethischen Ent- 
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wicklungsgesetz folgt, lässl sich leicht beweisen. Bekannt ist 
übrigens, dass Aristoteles selbst nicht die Demokratie, sondern 
die Politie, den bürgerlichen Staat, die aus monarchischen, ari- 
stokratischen und demokratischen Elementen gemischte Verfas- 
sungsform als die beste ansah, worin die Tugend und Einsicht 
am vollständigsten zur Darstellung gelange. Fassen wir indess 
die Sache selbst ins Auge. Die Demokratie ist diejenige Staats- 
form, worin der Volkswille, wie er sich in den Versammlungen 
durch Stimmen-Majorität zu erkennen giebt, in höchster Instanz 
über die Gesetze und Beschlüsse, über die ganze Organisation 
und Verwaltung des Staats entscheidet. Die Stimmen-Majorität 
aber haben in jeder Nation die zahlreichen Klassen des soge- 
nannten niederen Volks , die grösstentheils von ihrer Hände 
Arbeit leben. Diese schliessen also von der Herrschaft aus die 
Minorität der gesammten gebildeten Klassen. Dass dies vermöge 
eines natürlichen Rechts, vermöge grösserer Einsicht und Tüch- 
tigkeit geschehe, kann man im Allgemeinen nicht annehmen. 
Man hat zwar behauptet, die geringere Einsicht des niederen 
Volks werde durch die höhere Einsicht der gebildeten Klassen, 
wenn sie wirklich vorhanden sei, verbessert, gehoben, gelenkt. 
Allein man übersieht hierbei, dass es in der Praxis der demo- 
kratischen Politik nicht um die höhere Einsicht, sondern um die 
überwiegenden Interessen der niederen oder der höheren Klassen 
sich handelt. Die Demokratie bringt also die Interessen und die 
Einsicht der niederen Klassen zur Herrschaft. Dies zeigt die 
Erfahrung überall auch von der vollkommensten Form der De- 
mokratie in der nordamerikanischen Union, wie dies Toqueville 
sehr lichtvoll in seinem bekannten Buche über die Demokratie 
in Amerika nachgewiesen hat. Die vorherrschenden Interessen 
der niederen Klassen sind die öconomischen des Erwerbs. Wenn 
es nun in der Organisation und Verwaltung des Staats nur um 
diese sich handelte, so könnte es gerecht und zweckmässiger 
erscheinen, dass die Interessen der ärmeren niederen Klassen 
denen der wohlhabenderen vorgezogen würden. Allein wenn 
die Herrschaft der öconomischen Interessen die Forderungen der 
Humanität, der Bildung, der höheren Politik nicht zu ihrem 
Rechte gelangen lässt, wie dies in der Demokratie zu geschehen 
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pflegt, so ist dies jenem höchsten Gesetz der Gerechtigkeit ent- 
gegen. Ja es ist mehr wie zweifelhaft, ob dies für die Dauer 
dem wahrhaften Interesse der ökonomischen Produclion entspricht, 
denn diese ist weit mehr, als man gewöhnlich annimmt, durch 
die Entwicklung der Intelligenz und der sittlichen Bildung be- 
dingt. Dazu kommt, dass die geringere Einsicht der niedern 
Klassen vorzugsweise die zunächst liegenden und momentanen 
Interessen erfasst und verfolgt, welche nicht immer die wahr- 
haften und dauernden sind. Wenn z. B. durch eine gewisse 
Einrichtung die ärmeren Klassen einen momentanen Vortheil er- 
langen, wodurch zugleich die Erwerbsfähigkeit der wohlhabenden 
Klassen unverhällnissmässig geschwächt wird, so ist der hier- 
durch entstehende dauernde Nachlheil selbst für die ärmeren 
Klassen bedeutender, als es die Entbehrung jenes momentanen 
Vorlheils gewesen sein würde. — Dass übrigens die Herrschaft 
der demokratischen Majorität über die Minorität auch der Form 
nach etwas Tyrannisches in sich trägt, hat Toqueville ebenfalls 
nachgewiesen. 

Gehen wir auf den eigentlichen Sinn des aufgestellten ethi- 
schen Gesetzes zurück, so liegt darin, dass sittliche Tüchtigkeit 
und Einsicht in dem Maasse, in welchem sie bei den einzelnen 
Ständen und Klassen entwickelt sind, politische Rechte erlangen 
sollen. Die niederen Klassen können daher auch nur geringere 
politische Rechte in Anspruch nehmen. Die Forderung der 
Selbstregierung des Volks oder einer wahrhaft nationalen 
Regierung im Sinne jenes ethischen Rechtsgesetzes fällt also 
keineswegs zusammen mit der Forderung eines demokratischen 
Selfgovernment ; es wird vielmehr bei der Bestimmung der 
Staatsform Alles darauf ankommen, dass sie der Entwicklung und 
Verbreitung des ethischen Princips im Volke, der Ordnung der 
Gesellschaft entspricht. Eine Demokratie ist nur da möglich und 
angemessen , wo der Cultur-Unterschied zwischen der Majorität 
der niedern und der Minorität der gebildeteren Klassen ein 
möglichst geringer ist. Dies ist aus bekannten Gründen der 
Fall bei den Staaten der Nordamerikanischen Union. Wo aber 
die Ungleichheit zwischen beiden noch eine sehr grosse ist und 
das ethische Princip im Volke überhaupt noch wenig verbreitet 
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ist, wie in Mexico und den Südamerikanischen Republiken, da 
ist diese demokratische Form, höchst unnatürlich und erzeugt 
verderbliche Folgen. Auch in den grossen europäischen Staaten, 
die vorzugsweise einer festen Centralgewalt bedürfen , sind die 
Cultur-Unterschiede der verschiedenen Klassen der Nation zu 
gross, als dass die Demokratie Aussicht auf lange Dauer haben 
könnte. Im Allgemeinen ist die gesetzmässig constituirte Mo- 
narchie diejenige Verfassungsform, welche allen Ständen und 
Klassen am sichersten die ihnen angemessenen natürlichen Rechte 
zu gewähren vermöchte: nämlich nach Maassgabe der sittlichen, 
politischen Bildung an der Gesetzgebung selbst Antheil zu neh- 
men oder die Vertreter des Volks zu wählen, in Rücksicht auf 
die Staatsverwaltung Allen nach Maassgahe des ethischen Prin- 
cips den Zugang zum Staatsdienst zu gestatten und Aemter zu 
verleihen. Jede kastenartige Abschliessung eines einzelnen 
Standes oder einer Klasse der Staalsdiener ist dem natürlichen 
Recht entgegen 

Dadurch, dass die politischen Interessen im Staat der neueren 
Zeit nicht mehr das ganze Leben beherrschten, konnten die 
Privatinteressen des Wohlslands, der freien Geselligkeit, der 
Wissenschaft und Religion in den Vordergrund treten. Diess 
hatte im Allgemeinen wohlthälige Folgen für die sittliche Ent- 
wicklung überhaupt, führte aber in den meisten europäischen 
Staaten zu einer Depravation des politischen Lebens. Die Bil- 
dung des politischen Sinnes ist ein nothwendiges Element des 
sittlichen und socialen Lebens, da die Entwicklung des Rechtssinns 
und des Gemeingeistes an dieselbe sich knüpft. Dieser Sinn aber 
wurde nicht durch angemessene Institutionen ausgebildet, ja 
nicht selten absichtlich auf alle Weise gehemmt. Der Mangel 
der politischen Bildung im Volke steht in der engsten Wechsel- 
wirkung mit demselben Mangel unter den Staatsbeamten. Hie- 
raus geht ein unsittlicher Geist des gegenseitigen Misstrauens 
zwischen dem Volk und den Vertretern der Staatsgewalt hervor, 
welcher von der einen Seite die Gewährung der gebührenden 
politischen Rechte, von der andern Seite die loyale unbefangene 
Ausübung derselben verhindert. An die Stelle der Vaterlands- 
liebe treten Servilismus bei den Meisten, bei den Anderen ein 
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radicaler revolutionärer Sinn. Wie soll unter diesen Umständen 
sich erheben und befestigen jene Freisinnigkeit und Grossherzig- 
keit, jener unversöhnliche Hass gegen Unterdrückung, Rechen- 
schaft und Willkür der Machthaber , die den Hellenen auszeich- 
neten, wovon Böckh bemerkt '), dass wenn dieser Stamm unter 
uns verdorre, die Axt auch an seine Wurzel gelegt werde! 

3. Besondere Rechte und Rechtspflichten des Individuums im Verhält- 
niss zur Staatsverwaltung. 

Da die allgemeinen persönlichen Rechte und Rechtspflichten 
in dieser Rücksicht schon berührt worden sind, so beschränken 
wir uns auf diejenigen, welche die Verlheilung der öconomischen 
Güter zum Gegenstand haben, die Besteurung der Steuerpflich- 
tigen, die Besoldung der Staatsdiener und die Unterstützung der 
Armen und Proletarier. Es ist von der höchsten Bedeutung für 
den Staat und die Gesellschaft, dass auf diesen Gebieten die 
Gerechtigkeit walte, so weit die menschliche Schwäche diess 
gestattet. Wenn der Beamtenstand stärker als gerecht ist, be- 
soldet wird, so werden hierdurch dem Staate Hülfsquellen ent- 
zogen, wodurch er seinen anderweitigen Rechtspflichten der 
Verwaltung und der Unterstützung der Dürftigen genügen kann. 
Ein Beamtenstand , der zu wenig erhält , vermag sich nicht hin- 
reichend auszubilden, verkümmert oder wird der Corruption zu- 
gänglicher, wie in Russland. Wenn die Besteurung zu stark 
oder ungerecht verlheilt ist, so erschöpft sie den Wohlstand 
des Volks oder einzelner Klassen desselben und hiermit mittel- 
bar auch das sittliche Leben derselben. Ist die Besteurung zu 
gering, so vermag die Staatsmacht nicht ihren vielseitigen Pflich- 
ten zu genügen. Da dem Staat keine selbständige unerschöpf- 
liche Quelle von Wohlstand zu Gebole steht, da er nothwendig 
mit der einen Hand empfangen muss, was er mit der anderen 
austheilt, so mussten mit der in der neueren Zeit erfolgten gros- 
sen Steigerung der Rechtsansprüche an den Staat auf Besoldung 
und Unterstützung, in demselben Maass nothwendig die Steuer- 
pflichten des Volks gesteigert werden. Die Socialisten und alle 



1) Böckhs Staatshaushalte^ II, 158. 
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Diejenigen, welche so grosse Rechts-Anforderungen an den 
Staat machen, sollten dieses einfache Gesetz nicht übersehen! 
Ueberhaupt aber ist auf diesen Gebieten der ethische Gesichts- 
punkt wenig anerkannt. 

a. Die natürliche Rechtspflicht der Steuer. 

Die Steuer wird von den sie Zahlenden gewöhnlich nur als 
eine Last empfunden und gehasst. Man sollte aber dabei nicht 
vergessen, dass sie ihrem Begriff nach eine notwendige gerechte 
Vergeltung des Individuums gegen die verwaltende Staatsmacht 
ist und zwar nicht nur für den Schutz, den sie dem Wohlstande 
gewährt, sondern für alle ihre Arbeiten und die aus denselben 
hervorgehenden Segnungen und Vorlheile, welche sich mittelbar 
auch auf die Dürftigsten erstrecken. 

Was zunächst das Quantum oder Maass der Besteurung be- 
trifft, so wird sich dasselbe vom Standpunkt des natürlichen 
Rechts nur negativ und ganz universell bestimmen lassen, da 
dabei so viele besondere Verhältnisse und Rechtspflichten des 
Staats in Betracht kommen. Der Gerechtigkeit entspricht die 
allgemeine Forderung, dass durch die Steuern nicht mehr in 
Anspruch genommen werde, als wahrhaft produetiv verwendet 
wird. Es widerspricht dem Gesetz der Gerechtigkeit, dass das, 
was von dem mühsamen Erwerb des Volks und theilweise der 
ärmeren Klassen gesteuert wurde, zum selbstsüchtigen Luxus der 
höheren Beamtenklassen missbraucht werde. Den richtigen Ge- 
sichtspunkt stellt J. G. Hoffmann fest, indem er in der Lehre 
von den Steuern bemerkt (S. 32): „Die Staatsgewalt würde 
sich selbst entgegenarbeiten, wenn ihr Aufwand für öffentliche 
Anstalten die Kräfte der Einzelnen dermaassen erschöpfte, dass 
die Summe des Gemeinnützigen, welches deshalb unterbleibt, den 
Werth des Vortheils überwöge, welchen die Gesammtheit aus 
diesen Anstalten zieht. Aber die Regierung würde dagegen ihre 
Pflichten nur unvollständig erfüllen, wenn sie Verwendungen 
unterliesse, wodurch für das Wohl der Gesammtheit mehr ge- 
wonnen wird, als die Geldmittel, deren es hierzu bedarf, in 
Privathänden zu bewirken vermögen." Freilich wird das Urtheil 
nach dieser Regel immer ein sehr schwieriges bleiben. Ob 

Zeitschr. für SUatsw. 1836. is Heft. 4 



50 Das Gesetz der Gerechtigkeit als Grundtage 

z. B. die enormen Ausgaben der europäischen Staaten für das 
Kriegswesen im Frieden wirklich productiv verwendet werden, 
wer vermag hierüber eine evidente Entscheidung bejahend oder 
verneinend festzustellen ! 

Die Hauptsache aber ist die gerechte Verlheilung der 
Steuern. Die Gerechtigkeit fordert ein gleiches Maass der öco- 
nomischen Leistungen und Opfer für Alle. Die gleiche Ver- 
lheilung derselben nach dem Quantum des Vermögens oder Ein- 
kommens entspricht nicht dieser Forderung der Gerechtigkeit. 
Denn nach jener Vertheilung steuern die Aermsten von dem für 
ihren Lebensunterhalt absolut notwendigen Einkommen, die 
weniger Armen von dem relativ Nothwendigen, die Wohlhaben- 
den von dem relativ Ueberflüssigen und Reiche zuweilen vom 
ganz Ueberflüssigen ; folglich trifft der gleiche Steuersalz um so 
empfindlicher und harter, je liefer wir an der Pyramide des 
Wohlstands herabsteigen. Dazu kommt, dass der Arbeitslohn 
und der Erwerbsgewinn die ganze Arbeits- und Erwerbs-Kraft 
des Individuums in Anspruch nehmen, während der Kapitalge- 
winn dem wohlhabenden Eigenthümer zu anderen producliven 
Arbeiten Müsse gewährt. Endlich ist auch zu erwägen, dass 
mit der Grösse des Vermögens die Erwerbskraft desselben nicht 
bloss in einfacher arithmetischer Progression steigt. Mit einem 
zehnfachen Vermögen kann der Wohlhabende nicht bloss ein 
um das Zehnfache grösseres Geschäft unternehmen, sondern auch 
ein Geschäft von ganz anderer Art, und auch in einem gleichen 
Geschäft stehen ihm in der Concurrenz mit den zehnfach Aer- 
tneren mehr als zehnfache Vorlheile zu Gebot. Folglich ist auch 
von dieser Seite das gleiche Maass des Quantums nicht ein 
gleiches Maass für die wirkliche Steuerfähigkeit 

Von der anderen Seite aber lässt sich der ganze in unseren 
Staaten nölhige Steuerbetrag nicht vom Ueberflüssigen entnehmen, 
wie bisweilen in reichen deutschen Städten geschehen ist, wo 
bekanntlich die wohlhabenden Bürger ohne besondere Verthei- 
lung durch freiwillige Gaben die Steuern aufbrachten. Gewiss 
würde diese Art der Steuer-Einrichtung am meisten ihrem ethi- 
schen Begriff entsprechen, aber leider sind grössere Staaten 
nicht so wohlhabend, dass eine solche Erhebung möglich 
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wäre. Ein blosser Blick auf die geringe Anzahl der reichen 
und wohlhabenden und die grosse.Anzahl der ärmeren und ganz 
armen Familien genügt zum Beweis, dass der nöthige Steuer- 
betrag grösstenteils von dem relativ -notwendigen Einkom- 
men der weniger wohlhabenden - Klassen entnommen werden 
muss '). 

Es erscheint gerecht, dass das zum Lebensbedarf der Fa- 
milie absolut nothwendige Einkommen steuerfrei bleibe. Die 
Gerechtigkeit dieser Forderung Iässt sich nicht dadurch begrün- 
den, wie dies noch neulich von Graffenried versucht worden ist, 
dass die Steuer für den Schutz des Wohlstands gezahlt werde, 
die armen Klassen aber dem Staat weder diesen Schutz noch 
andere Wohlthaten zu verdanken hätten, folglich auch keine 
Steuer schuldig seien. Es werden bei dieser Ansicht die viel- 
fachen indirecten und directen Wege der Unterstützung über- 
sehen, welche der Staat und durch ihn die Gesellschaft den 
Dürftigen leistet, und das ethische Verhältniss zwischen beiden 
Theilen nicht berücksichtigt. Aber steuerfähig ist das für das 
absolut Nothwendige bestimmte Einkommen darum nicht, weil 
der Zweck der Steuern kein anderer sein kann, als dass die 
Staatsgewalt durch sie öconomisch existire und ihre Rechts- 
pflichten erfüllen könne, diese aber vor Allem die ökonomische, 
sociale, sittliche Erhallung jedes Staatsmitglieds zum Gegen- 
stand haben. 

Ist das für den Lebensbedarf absolut nothwendige Ein- 
kommen steuerfrei, so folgt daraus nicht nur, dass diejenigen, 
die über dieses Maass hinaus nichts besitzen, keine Steuern 
zahlen, sondern auch dass bei der Vertheilung der Steuern auf 
die ärmeren Klassen der für das Nothwendige bestimmte Theil 
des Vermögens oder Einkommens nicht belastet werde. Ferner 
müsste aus den oben bezeichneten Gründen auch der Steuer- 
satz das Kapitaleinkommen nicht nur der Rentiers sondern auch 
der Besitzer grosser Landgüter und Fabrik-Unternehmer in stär- 



1) So bezahlen nach Troplong in Frankreich 8000 Familien an Steuern 
1000 Francs und darüber, 15000 etwa 500 Frcs., 67000 — 300, 110,000 
— 125, 480,000 — 50 und 3,900,000 bezahlen 25 Frcs. und darunter. 

4* 
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kerem Maasstabe treffen, als das Einkommen der niederen Ge- 
werbe und der Arbeiter. 

Dass eine nach dem Princip der Gerechtigkeit streng re- 
gulirte Steuer-Vertheilung einen zwar im Einzelnen geringen 
aber durch die Dauer bedeutenden Einfluss auf die gleichmäs- 
sigere Vertheilung des Wohlstands ausüben würde, erscheint 
eben so gewiss, als dass die ungleichmässige Besteurung mit 
den Steuer-Exemtionen sehr viel dazu beigetragen hat, um die 
Kluft zwischen Arm und Reich zu befestigen. 

b. Das Hecht auf Amt und Besoldung. 

Auch auf diesem Gebiete ist die Forderung des gleichen 
Maasses für alle Stände und Individuen so wie für alle Galtungen 
der Dienste und Verdienste die erste Regel. Dieses mehr for- 
male Princip erhält einen näheren Inhalt durch das der Pro- 
duetivität oder der Wirkungen der für den Staat oder das Ge- 
meinwohl angewendeten Thätigkeil. Wenn auch der Staatsge- 
walt die sittliche Gesinnung, wo sie sich unzweideutig zu er- 
kennen giebt, Bürge ist für Gewissenhaftigkeit und Treue im 
Beruf, so kann doch nicht die Gesinnung und am wenigsten eine 
bestimmte Form der Erscheinung derselben wie z. B. die ausser- 
liehe Form der kirchlichen Frömmigkeit ein Princip abgeben für 
Verleihung und öconomische Vergeltung der Staatsdienste. Ab- 
gesehen davon, dass die Gesinnungen der Menschen selbst un- 
ergründlich sind und dass die Begünstigung und Belohnung einer 
bestimmten Form Heuchelei derselben so leicht und so häufig 
hervorruft, so ist dieselbe auch an für sich ungerecht, denn der 
guten Gesinnung und Absicht entsprechen nicht immer die wirk- 
lichen Fähigkeiten und Leistungen des Individuums; die religiö- 
sen Fähigkeiten schliessen nicht die practische politische Tüch- 
tigkeit in sich; diese letzleren sind es, die in Betracht kommen 
sollen. Die wahrhaft gute Gesinnung trägt schon in sich selbst 
einen unschätzbaren Lohn und wird um so weniger auf einen 
äusseren Lohn Ansprüche machen, die ihren Leistungen nicht 
entspricht. 

Allerdings ist die Ausführung dieses Princips in manchen 
Fällen eine sehr schwierige. Auf vielen Gebieten ist die Be~ 



für die Bestimmung der Rechte des Individuums. 53 

urtheilung der Productivität oder des inneren wahren Werthes 
der Leistungen eine sehr schwankende, z. B. auf dem wissen- 
schaftlichen; selbst im practischen Leben äussert sich der 
wahre Werth nicht immer in den unmittelbar nachzuweisenden 
Leistungen. Das Urlheil der Staatsgewalt muss sich hier nach 
dem Urlheil der Sachkenner und der öffentlichen Meinung 
bestimmen. 

Das natürliche Recht auf Gleichmässigkeit in der Verlei- 
hung und Besoldung der Aemter führt keineswegs, wie man 
zuweilen vorgiebt, zur Nivellirung der Standes-Unterschiede, 
denn in demselben liegt nur, dass die Leistungen der verschie- 
denen' Stände und Berufsweisen mit demselben Maass gemessen 
werden , dass Niemand ein ausschliessliches Privilegium in An- 
spruch nehme. Diesem natürlichen Recht widerspricht es nicht, 
dass der Adel da, wo er durch Superiorität der Bildung und 
des Wohlstands sich auszeichnet, in demselben Maasse auch hö- 
here Rechte im Staat in Anspruch nehme; aber diese Rechte 
dürfen nicht weiter gehen, als der Adel durch die That die 
prätendirten Vorzüge bewährt. Es darf dabei nicht ausgegangen 
werden von der Voraussetzung einer habituellen Tugend der 
adeligen Geschlechter, welche dieselben racenartig von den Ge- 
meinen scheide, wie vor Kurzem noch ein Hallischer Staats- 
doctrinär behauptete. Mit einem Worte : die historischen Rechte 
eines Standes sind zu respectiren wo und in so fern die Vor- 
züge und Leistungen denselben entsprechen. 

Vergleichen wir den Etat der Besoldungen unserer Zeit 
mit denen des vorigen Jahrhunderts, wo z. B. in Frankreich 
Adel und Geistlichkeit bis zur Revolution % des ganzen Grund- 
eigentums besessen und die Geistlichkeit allein ein Einkommen 
von 133 Millionen Livres bezog, wovon nur sehr wenig auf die 
niedere Geistlichkeit kam: so ist der sehr grosse Fortschritt in 
der Durchführung des natürlichen Rechtsprincips nicht zu ver- 
kennen. Aber es lässt sich schwerlich behaupten, dass dasselbe 
durchgängig als Princip anerkannt ist. Bei der Besoldung der 
höheren Aemter gilt im Allgemeinen ein conventioneller Maass- 
stab; man beruft sich auf das Herkommen, das Beispiel Anderer 
und am häufigsten auf die Bedürfnisse eines übermässig ver- 
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feinerlen luxuriösen Lebensgenusses. Es liegt auf der Hand, 
dass hierin keine Rechtfertigung liegen kann für die Höhe sol- 
cher Besoldungen, welche mit der Bedeutung der Leistungen, 
denen sie gelten, in keiner Proportion stehen. Ferner ist nicht 
zu übersehen, dass schon die Verleihung hoher ehrenvoller 
Aemter als eine Belohnung anzusehen ist, welche durchgängig 
wohlhabende Individuen höherer Stände trifft und dass in der 
Arbeit des höheren Berufs selbst die Belohnung einer inneren 
höheren Befriedigung liegt. Dem Gesetz der Gerechtigkeit ent- 
spricht es, dass das, was als Steuer grösstentheils den relativ 
nothwendigen Bedürfnissen der niederen Klassen entzogen wird, 
nur den ebenfalls nothwendigen Bildungs-Bedürfnissen der hö- 
heren Klassen diene, nicht aber egoistischen Zwecken. 

c. Das Recht auf Unterstützung Im Staate. 

Dieses Recht ist in der neuesten Zeit von den socialistischen 
Theorien übermässig in Anspruch genommen, von der anderen 
Seite dagegen, wie es im Streite zu geschehen pflegt, über- 
mässig zurückgewiesen worden. Den vorhandenen Zuständen 
des öconomisch-socialen Elends gegenüber hat man natürliche 
Rechte auf genügende Subsislenz, au/ Arbeit, auf ein genügendes 
Grundeigenlhum für jede Familie (Planck in seinem Rechts- 
Katechismus) u. s. w. aufgestellt. Es scheint diess das Wenigste, 
was man billigerweise fordern kann, und doch sind alle solche 
natürliche Rechte auf die Gewahrung eines gewissen Maasses 
von Eigenthum oder Arbeit unstatthaft und zwar aus zwei sehr 
triftigen Gründen. Nach allem Vorhergehenden kann nur die 
sittliche Selbsttätigkeit, nicht die Trägheit ein natürliches Recht 
in Anspruch nehmen. Räumen wir ohne Rücksicht auf diese 
Grundbedingung dem Dürftigen ein Recht auf Eigenthum oder 
Arbeit ein, so wird dieses dem Trägen und Sittenlosen wie dem 
Fleissigen und Sittlichen zu Theil und gereicht zur Förderung 
der Trägheit und Sittenlosigkeit, wie diess auch durch die täg- 
liche Erfahrung bestätigt wird. Der zweite Grund liegt darin, 
dass die Staatsgewalt kein Füllhorn von Gütern besitzt, welche 
sie unter die Dürftigen vertheilen könnte; sie muss das was sie 
gewähren kann, grösstentheils den Händen der niedrigen er- 
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werbenden Klassen entziehen, wodurch diese in ihrem Erwerb 
gehemmt werden. Leider ist das Gesammt- Vermögen der Gesell- 
schaft nicht gross genug, um auch nur massige menschen- 
freundliche Wünsche und Forderungen in Rücksicht auf die 
Ausstattung und Versorgung eines Jeden realisiren zu können 
und diess um so weniger, da jede grössere Steigerung des 
Wohlstandes auch eine grössere Steigerung der Bevölkerung 
hervorrufen würde. Wie wenig ist demnach an die Gewährung 
jener Rechte zu denken, welche durch Beförderung der Träg- 
heit den gegenwärtigen Wohlstand der Gesellschaft sehr bald 
um ein Bedeutendes heruntergebracht haben würden! 

Von der anderen Seite zuckt man bei jeder Forderung 
natürlicher Rechte die Achsel und behauptet, die Proletarier 
seien selbst schuld an ihrer Noth durch Faulheit, Mangel an 
Sparsamkeit, liederliches Wesen und Gottlosigkeit besonders. 
Hiergegen ist in der vorigen Abhandlung bereite ausgeführt 
worden, dass den Dürftigen jene sittlichen Schwächen nicht in 
gleichern Grade, wie den Wohlhabenden, zuzurechnen sind, dass 
selbst ihre Laster, grossenlheils aus der Noth entstanden, unsere 
sittliche Theilnahme in Anspruch nehmen, dass die Verbesserung 
ihrer öconomischen Lage auf's engste zusammenhängt mit ihrer 
sittlichen Besserung, dass es sich also bei dieser Unterstützung 
um die physische und sittliche Erhaltung eines grossen Theils 
der Gesellschaft, ja in letzter Instanz um die Selbsterhaltung 
dieser selbst oder des Staats handelt. 

Ist es nun, dem Vorhergehenden zufolge Zweck des Staats, 
als des sittlichen Gemeinwesens, dass alle Individuen in ihm und 
durch ihn ihre Zwecke leichter und in grösserem Umfange er- 
reichen, als es ohne ihn möglich wäre, so liegt hierin auch die 
Recntspflicht desselben, die Individuen, welche ohne ihre we- 
sentliche Schuld die Mittel und Organe des natürlichen und sitt- 
lichen Lebens entbehren, in ihrer physischen und sittlichen 
Selbsterhaltung möglichst zu unterstützen. Nur in diesem Sinn 
kann ein angeborenes natürliches Recht des Individuums auf 
Unterstützung d. h. auf Theilnahme an den öconomischen, so- 
cialen, sittlichen Gütern allgemein und nothwendig anerkannt 
werden: dieses Recht knüpft sich nicht an die Geburt, sondern 
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an die sittliche Existenz des Individuums. Wie weit dieses 
Recht gehe, kann nicht allein bestimmt werden nach dem Grade 
des Bedürfnisses des Individuums, sondern es kommt dabei zu- 
gleich der Grad der ökonomischen, socialen, sittlichen Entwick- 
lung des Staats in Betracht, dem diese natürliche Rechtspflicht 
obliegt. Diese letztere kann jedoch nicht unter dem Vorwand 
abgelehnt werden, dass es an Mitteln der Unterstützung fehle. 
Denn diese werden sich finden, wenn man den energischen 
Willen hat sie zu finden und die absolute sittliche und natürliche 
Nolh wendigkeit einsieht, sie finden zu müssen. Hieran aber 
scheint es noch zu fehlen trotzdem, dass im Vergleich mit der 
früheren Zeit, vieles Anerkennenswerthe bereits geschehen ist. 
Wenn indess die Willkür des Erbrechts zu Gunsten eines Fonds 
für Unterstützungsmittel beschränkt wäre, wenn ferner alle Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staats nach dem strengen Gesetz der 
Gerechtigkeit geordnet würden, so könnte das Maass der öco- 
nomischen Unterstützungsmittel in einem sehr bedeutenden Grade 
gesteigert werden. Hiermit aber müsste eine Förderung und 
Unterstützung der sittlichen und socialen Fähigkeilen der Dürf- 
tigen und der ganzen Gesellschaft verbunden sein. Die Er- 
örterung dieser Mittel oder auch der Rechtspflichten des Staats 
in dieser Rücksicht würde uns indess über den Gesichtskreis der 
natürlichen Rechte, — den Gegenstand dieser Abhandlung hin- 
ausführen. 

Blicken wir zurück. Als falsch zeigt sich uns die vielge- 
hörte Behauptung, dass die vorhandene sociale und politische 
Ordnung mit dem natürlichen Rechte der Individuen in einem 
directen unauflöslichen Widerspruch stehe. Das was das Gesetz 
der Gerechtigkeit fordert, könnte durch fortschreitende Reformen 
annähernd wenigstens wohl erreicht werden. Und doch wäre 
es thöricht, auf eine baldige Verwirklichung derselben zu hoffen. 
Es stehen den natürlichen Rechten noch so viele nicht natür- 
liche usurpirte historische und positive Rechte der Mächtigen und 
Wohlhabenden gegenüber; die natürlichen Rechte werden nicht, 
wie diese, getragen und unterstützt durch die Gewohnheit, durch 
das hohe Selbstgefühl und die mächtigsten, tiefgreifendsten In- 
teressen des Eigenthums und der Macht und was noch mehr 
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ist, diese Interessen verdunkeln die Erkenntniss des Gerechten 
selbst in den Wohlmeinenden und slellen der Durchführung des- 
selben sich entgegen. Dazu kommt noch, dass die Gegner des 
sittlich-natürlichen Rechts dasselbe mit giftigen Waffen bekämpfen, 
es im Namen eines vermeintlichen göttlichen Rechts als gottlos 
verdächtigen und diesen wiederum schliesst sich die Bornirtheit 
und Charakterlosigkeit an. Sie bemerken in ihrem thörichten fa- 
natischen Eifer nicht, dass das Gesetz der ewigen Gerechtigkeit 
im Grunde durch keine Macht und Schlauheit aufgehalten werden 
kann. Wollen die Menschen dasselbe nicht frei erfüllen, so 
trifft sie dasselbe in der Form der Notwendigkeit als Strafe, 
denn es straft die Ungerechtigkeit der Mächtigen und Besitzenden 
durch die Revolution und die Revolutionäre durch die Zucht- 
ruthe der Despoten und Tyrannen. 

Diese Hindernisse des natürlichen Rechts dürfen uns jedoch 
nicht ganz entmuthigen. Der bisherige langsame aber sichere 
Fortschritt des Princips und Gesetzes der Gerechtigkeit ist uns 
Bürge für seine weitere Entwicklung. Wenn die Staatsmacht 
den Sinn für Gerechtigkeit und Gemeinwohl immer mehr durch 
angemessene Institutionen weckt, wenn die religiöse Gesinnung 
mit der sittlichen in innigster Wechselwirkung von Kirche und 
Staat gepflegt wird, womit zugleich die Wissenschaft immer 
reinere Rechtsbegriffe im Volk zu verbreiten die Aufgabe hat: 
so dürfen wir hoffen, dass die Schwierigkeiten allmälig beseitigt 
werden können. 



